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Landgericht Berlin II
Littenstr. 12-17
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Einwurf per Bote

-

Berlin, den 16.06.26

Beschwerde (anbei) gegen den Pkh ablehnenden Beschluss vom 18.05.06. mit 
Az. 51 O 100/26
Wehner ./. Dave

gegen den Pkh Antrag in Az. 80 O 6/22 mit Entwurf Teilklage auf Zahlung bezifferten 
Anspruch der unbezifferten Stufenklage, hilfsweise Zahlungsstufe der Stufenklage 
vom  25.02. und dem Nachtrag vom 01.03.26 (Eingangsbestätigungen anbei)

entgegen dem Beschluss ist das Datum des Antrags nicht der 06.05., sondern 
entsprechend der Eingangsbestätigungen der 25.02. und 01.03.26

Beschwerdeführerin
Birgitta Wehner, Schliemannstr. 31, 10437 Berlin

1. Zustellung an die Bf

Zu diesem Antrag erging am 18.05., mit Anschreiben vom 20.05.26 ein Beschluss, worin 
unter Az. 51 O 100/26 mitgeteilt wird, dass der am 27.02.26 unter Az. 80 O 6/22 von der Bf 
selbst gestellte Antrag auf nachträgliche Teilklage zurückgewiesen wird.

Dieser ging am 22.05.26 der Bf zu.

Beweis: Email des Rechtsanwalts Kay Füßlein, K 79

Das Gericht hatte dem Rechtsanwalt Kay Füßlein zugestellt. Dieser hatte die Bf nicht in dem 
Pkh-Verfahren vertreten.

Wiewohl ausweislich:
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 34. Aufl. 2022, § 127 ZPO, Rn. 23:

1



7) Verlautbarung (§     127   I 3, III 6)  
Wird in mündl Verh über die PKH entschieden, ist der Beschl zu verkünden. Erhält der ASt 
uneingeschränkt PKH und wird er nicht zu Zahlungen verpflichtet, so ist der Beschl ihm 
formlos mitzuteilen (§     329   II 1). Wird die PKH ganz oder teilw verweigert oder wird der 
ASt zu Zahlungen an die Staatskasse verpflichtet, so ist ihm der Beschl zuzustellen, 
weil hierdurch die Beschwerdefrist in Lauf gesetzt wird (§     329   II 2, §     127   II 2). Die 
Zustellung erfolgt an den bevollmächtigten RA, wenn dieser den ASt bereits im PKH-Verf 
vertreten hatte (§     172  ; OLG Hamm v. 12.6.2006 - 1 WF 154/06, FamRZ 2006, 1553).

Es wird hiermit aufgefordert, zukünftig Pkh Ablehnungen der Ast zuzustellen. Da die Bf Pkh 
Anträge aus finanziellen Gründen als Sozialhilfebezieherin selber stellen muss. Und es 
zudem absehbar ist, dass es weitere Pkh Anträge geben kann, da die Gegnerin bislang 
einem unfairen Verhalten frönt (bewusste Verzögerung, falsche Tatsachenbehauptungen, 
Prozessbetrug, Bestreiten offensichtlicher Tatsachen).

2. Fristen bei behinderten Personen

Das Gericht möchte lediglich versuchen, der schwerbehinderten Bf die Fristen zu verkürzen. 
weil es genau weiß dass diese länger braucht, und auch Anspruch auf längere Fristen 
(Wiedereinsetzung) aus UN-BRK hat, was natürlich auch immer abgelehnt wird.

Die unter der Leitung der damaligen UN-Sonderberichterstatterin für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, Catalina Devandas Aguilar, entwickelten internationalen 
Grundsätze und Leitlinien wurden im August 2020 veröffentlicht 
(https://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/Access%20to%20Justice-DEU.pdf):
Grundsatz 3:
Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kinder mit Behinderungen, haben das Recht 
auf angemessene verfahrensbezogene Vorkehrungen.
(u.A. Anpassung des Verfahrenstempos, auch angemessene Pausen).

3. Die Pkh Ablehnung vom 18.05.26 ist nicht im Sinne des § 114 ZPO begründet. Es ist 
nicht mal summarisch wiedergegeben, worauf sich die Ablehnung gründet.

Vorab wird darauf hingewiesen, dass ausweislich der Pkh Bewilligungen und 
Streitwertbeschlüsse der Antrag schon summarisch begründet ist.

Vielmehr lässt der schnell, nach der Anfang Mai in den Weg geleiteten Versuchen der Bf zu 
ergründen, ob den mehrfach beantragten Bekanntgabe an die Gegnerin demnächst wegen 
Verjährung nachgekommen wurde, ergehende Beschluss, verhindern dass noch an die 
Gegnerin bekannt gegeben wird.

Diese Handlung wurde nicht vorgenommen, noch eben nachgeholt und diese auch 
verhindert werden sollte, indem alsbald ein ablehnender Beschluss erging und der Bf damit 
die Möglichkeit der Verjährungshemmung genommen werden sollte.

Wert nach dem ersten Pkh Verfahren Az. 80 O 6/22, Beschwerde und Gehörsrüge 19 W
138/23.

Rechtsfehler: Nur Pkh Bewilligung für Stufenklage u Wertermittlung Immobilie, 
Auskunftsstufe für beendet erklärt, gfls notarielles Verzeichnis. Beschwiegen wurden 
Urkundenbeweise und Rechtslage zu wesentliche Geschenke nicht in der Auskunft 
angegeben und erhebliches (und sämtliches) verschwundenes Geldvermögen und 
Einkommen.
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Beweis: Pkh Beschluss des LG Berlin, K 82

Erster Pkh Beschluss des Landgericht Berlin vom 25.07.23, Az. 80 O 6/22  bewilligt hat:
auf den Seiten 15/16:
e)
Bei summarischer Prüfung erfolgversprechend erscheint aber der hilfsweise gestellte Antrag,
zu Ziff. 1.3., ein notarielles Nachlassverzeichnis vorzulegen, bei dessen Aufnahme die 
Antragstellerin hinzuzuziehen ist. Der Erbe kann zwar die Vorlage eines notariellen 
Nachlassverzeichnisses grundsätzlich entsprechend § 1990 Abs. 1 Satz 1 BGB verweigern, 
wenn kein Aktivnachlass vorhanden ist, aus dem die Kosten für den Notar entnommen 
werden können. Den Nachweis der Dürftigkeit hat aber der Erbe zu führen (OLG München, 
Urteil vom 1. Juni 2017- 23 U 3956/16 -, Rn. 29, juris ). Ob dies gelingt, wird an lässlich der 
Erhebung der Stufenklage zu klären sein….
Nach derzeitigem Sachstand erscheinen bei summarischer Prüfung auch die Anträge gemäß
Ziff. III. Stufenklage Pflichtteil 1.4.1 (Wertermittlung, Verkehrsgutachten Immobilie), 1.4.2  
(Notarielles Verzeichnis zu sich weiteren ergebenden Gegenständen im realen und fiktiven 
Nachlass) sowie 2. Eidesstattlich Versicherung und 3. Zahlungsstufe erfolgversprechend.

Da die Auskunftsstufe für beendet erklärt wurde, ist die Gegnerin mit ihrer Behauptung der 
Dürftigkeit durchgedrungen.

Dennoch ist auch die Immobilie werthaltig, die Gegnerin hat diese mit Konstruierten 
Zahlungen belegt und außerdem Sanierungsfälligkeit suggeriert, wiewohl sie diese 
hochwertig modernisiert geschenkt bekam. Sodann sind schon die 
Eigentümergrundschulden auf der Immobilie über 300.000€ ein pflichtteilsauszugleichender 
Wertansatz.

Wert nach Klageerhebung am AG Spandau, 13 C 231/24.

Der Streitwertbeschluss vom 23.08.34 nahm zum ersten Mal das erheblich verschwundene 
Geldvermögen, nämlich 1,8 Mio€ war. Womit die Klage wieder ans LG verwiesen wurde.

Beweis:  Streitwertbeschluss des AG Spandau, K 83

2. Pkh Verfahren Az. 51 O 170/25, Beschwerde und Gehörsrüge 19 W 139/25.
Hier wurde die Ergänzung der Auskunft um wesentliche nicht angegebene Geschenke 
bewilligt.

Rechtsfehler; Beschwiegen wurden Urkundenbeweise und Rechtslage zu wesentliche 
Geschenke nicht in der Auskunft angegeben und erhebliches (und sämtliches) 
verschwundenes Geldvermögen und Einkommen bzw. behauptet darüber sei im ersten Pkh 
Verfahren entschieden worden, was nicht der Fall ist. Ausweislich Streitwertbeschluss des 
AG Spandau geht es hier ca. um 1,8 Mio€.

Zweiter Pkh Beschluss des Landgericht Berlin vom 27.10.25,, Az. 51 O 170/25 bewilligt hat:
auf den Seite 1:

1.3. Insbesondere durch Ergänzung des von ihr mit Schriftsatz ihres 
Prozessbevollmächtigten vom 16.12.2021 erstellten Nachlassverzeichnisses in den  
folgenden Punkten: 
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a) 
zur Aufnahme als Mitkommanditistin ohne eigene Einlage in der Artemis Research GmbH & 
Co. KG, Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit 
Einlage 5000€ und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 
Einlage am 31.10.06 mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena 
Additives GmbH & Co. KG geändert; 

b) 
zu den Patenten des Erblassers: 
503 08 475.1 angemeldet am 20.12.2003, Anmelder/Inhaber Chemtura Vinyl Additives 
GmbH;  50 2005 008 395.4 angemeldet am 23.06.2005, Anmelder/Inhaber IKA Innovative 
Kunststoffaufbereitung GmbH § Co. KG; 50 2008 006 004.9 angemeldet am 16.07.2008, 
Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2008 008 893.8 angemeldet am 
16.07.2008, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2008 003 620.2 
angemeldet am 17.10.2008, Anmelder/Inhaber IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH 
§ Co. KG; 10 2010 035 103.2 angemeldet am 23.08.2010, Anmelder/Inhaber J.M. Huber 
Corp., Atlanta, GA, US; 50 2011 013 826.1 angemeldet am 05.08.2011, Anmelder/Inhaber 
J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2011 017 255.9 angemeldet am 05.08.2011, 
Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA; 50 2012 009 930.7 angemeldet am 
16.10.2012, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2014 010 455.1 
angemeldet am 12.02.2014, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2014 
015.882.1 Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US.

c) 
für die unentgeltliche Arbeitsleistungen des Erblassers  als Dr. Dipl. chem. als 
Geschäftsführer in der Artemis Verwaltungs GmbH & Co. KG  Handelsregister B AG 
Augsburg HRB 19957, eingetragen am 26.06.2003 und nach Verlegung Sitz Handelsregister
B AG Darmstadt, HRB 85160, eingetragen am 04.07.2006, (ab 14.12.2007 Catena Additives 
GmbH & Co. KG) vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt des Erblassers am 
22.11.2007:

d) 
für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des Erblassers als Dr. Dipl. chem als 
Geschäftsführer, Berater und Forscher in der Artemis Research GmbH & Co. KG, 
Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 5000€ 
und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 31.10.06 
mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & Co. KG 
geändert, vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt der Beklagte am 13.08.2012; 
erhaltene Arbeitsleistungen des Erblassers als Geschäftsführer, Berater und Forscher;

e) zu den Geschenke des Erblassers an Dritte, bis dato bekannt: 
monatliche Zahlungen an den Enkel Rafael Wehner-Fleischberger, ab Februar 2012 von der 
Beklagten  selber vorgenommen, insgesamt ca. 6000€);

II.  Antrag auf Wertermittlung des Nachlasses gem. §§ 242, 2311, 2314 BGB, 

Die Beklagte wird verurteilt:

2.1. Die Werte nachstehend zum Schenkungsvollzugs durch einen öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen, hilfsweise durch einen unabhängigen und unparteiischen 
Sachverständigungen zu ermitteln und der Klägerin je eine Ausfertigung des erstellten 
Sachverständigengutachtens vorzulegen.

a)
für ihre Beteiligung als Gesellschafterin, hier für ihre Aufnahme als Mitkommanditistin ohne 
eigene Einlage in der Artemis Research GmbH & Co. KG, Handelsregister A AG Augsburg 
HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 5000€ und nach Verlegung Sitz 
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Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 31.10.06 mit 180.000€, am 
22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & Co. KG geändert. Dabei 
sind die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen (Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen 
mit Anhängen, Anlagespiegel, Kontenübersichten, zugrunde liegende Geschäftsbücher und 
Belegen, falls Abschlussbilanzen erstellt wurden auch diese) an die Klägerin herauszugeben;
b)
für die Patente des Erblassers:
ausweislich der Datenbank des Deutschen Patent- und Markenamts sind dort folgende 
anhängigen/in Kraft seienden Patente mit dem Erblasser als Erfinder verzeichnet (es werden
die Aktenzeichen angegeben):
503 08 475.1 angemeldet am 20.12.2003
50 2005 008 395.4 angemeldet am 23.06.2005
50 2008 006 004.9 angemeldet am 16.07.2008
50 2008 008 893.8 angemeldet am 16.07.2008
50 2008 003 620.2 angemeldet am 17.10.2008
10 2010 035 103.2 angemeldet am 23.08.2010
50 2011 013 826.1 angemeldet am 05.08.2011
50 2011 017 255.9 angemeldet am 05.08.2011
50 2012 009 930.7 angemeldet am 16.10.2012
50 2014 010 455.1 angemeldet am 12.02.2014
50 2014 015.882.1 angemeldet am 12.02.2014
und  die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen die Klägerin  herauszugeben;

c)
für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des Erblassers als Geschäftsführer als Dr. Dipl. 
Chem. in der Artemis Verwaltungs GmbH & Co. KG, Handelsregister B AG Augsburg HRB 
19957, eingetragen am 26.06.2003 und nach Verlegung Sitz Handelsregister B AG 
Darmstadt, HRB 85160, eingetragen am 04.07.2006, 14.12.2007 geändert in Catena 
Additives GmbH & Co. KG)  vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt des 
Erblassers am 22.11.2007. Dabei sind die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen (Bilanzen, 
Gewinn- und Verlustrechnungen mit Anhängen, Anlagespiegel, Kontenübersichten, 
zugrunde liegende Geschäftsbücher und Belegen, falls Abschlussbilanzen erstellt wurden 
auch diese) an die Klägerin  herauszugeben;

d)
ein Sachverständigengutachten (zu löschen) für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des 
Erblassers als Dr. Dipl. Chem. als Geschäftsführer, Berater und Forscher in der Artemis 
Research GmbH & Co. KG, Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 
27.06.2003 mit Einlage 5000€ und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, 
HRA 83132 Einlage am 31.10.06 mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in 
Catena Additives GmbH & Co. KG geändert, vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum 
Austritt der Beklagten am 13.08.2012, von einem unparteiischen Sachverständigen 
einzuholen und der Klägerin vorzulegen (zu löschen). Dabei sind die zur Wertermittlung 
nötigen Unterlagen (Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen mit Anhängen, 
Anlagespiegel, Kontenübersichten, zugrunde liegende Geschäftsbücher und Belegen, falls 
Abschlussbilanzen erstellt wurden auch diese) die Klägerin herauszugeben;

Beweis: Pkh Beschluss des LG Berlin II, K 84

Nachdem die Klage vom 30.12.25 endlich akzeptiert wurde, erging am 18.05. ein 
Streitwertbeschluss in Höhe von 225.000€

Beweis: Streitwertbeschluss, K 85

Damit ist der Pkh Antrag auf nachträgliche Teilklage und auch der Hilfsantrag auf 
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Zahlungsstufe vom 27.02.26 keineswegs unbegründet. Und auch hieraus kann die arglistige 
Auskunft der Gegnerin deutlich erkannt werden, die Dürftigkeit angegeben hat- wiewohl der 
Nachlass erheblich werthaltig war, nämlich über 500.000€.

Zudem war in dem Antrag auch erklärt worden, dass mittlerweile auch zur Versorgung
des Erblasser Stellung genommen werden kann und hier keine Abzüge zu Gunsten 
der Gegnerin entstehen. Die Gerichte haben zwar nicht als Erbunwürdigkeit gesehen, 
dass:

Die erbrechtliche Gegnerin hatte jede Garantenstellung inne und war zu dessen 
Gesundheitssorge verpflichtet.
Nachweislich     fanden     ab 2012, als der Erblasser kein Zugriff mehr auf sein Vermögen   
und Einkommen hatte,     folgende arztseits empfohlene wichtige Behandlungen und   
Therapien (CPAP Therapie Schlafapnoe, Abklärung Seltener Erkrankung 
Humangenetik, Myasthenes Syndrom etc., kein ambulanter Neurologe mehr u.A.) 
nicht und dringend sofort empfohlene über 8 Monate später, als es schon zu spät war 
(Behandlung der schweren neurogenen Dysphagie), statt. Insbesondere solche, wo 
Zuzahlung oder Selbstzahlung anstand oder die die Testierunfähigkeit weiter bestätigt
hätten.     Zuvor war der Erblasser sehr eifrig mit Suche und Behandlung seiner   
Erkrankungen beschäftigt, reiste dafür und nahm Therapien gerne an. Dies ergibt sich
aus allen umfangreichen Patientenakten des Erblasser über 20 Jahre zurück. Die die 
Ast nach § 630g BGB besorgt hatte, und diese auch mit Erfolg für eigene Verläufe und
Prävention für seltene Erkrankungen durchgesehen hatte.
Zudem hatte die Ast mittlerweile die Nicht- bzw. deutlich verspätete Behandlung des 
Erblassers wegen Dysphagie bewerten lassen können: Ein Zusammenhang zwischen 
Lebensqualität, Komplikationsraten oder sogar einem tödlichen Verlauf einer Dysphagie und 
der frühzeitigen qualifizierten, hochfrequenten ressourcen- und funktionsorientierten 
Dysphagietherapie sowie standardisierten klinischen und bildgebenden Diagnostik ist 
aufgrund der aktuellen Studienlage, Erfahrungswerte aus klinischer und ambulanter 
Behandlung von Patienten mit Dysphagien jeder Ätiologie nicht auszuschließen oder sogar 
hochwahrscheinlich.

Hieraus Versorgungsleistungen geltend machen zu wollen, ist schlechterdings nicht möglich.

Zudem kann mittlerweile auch zur Versorgung des Erblasser Stellung 
genommen werden kann und zwar, dass hier keine Abzüge zu Gunsten der 
Gegnerin entstehen. 

Die Gerichte haben zwar nicht als Erbunwürdigkeit gesehen, dass:

Die erbrechtliche Gegnerin hatte jede Garantenstellung inne und war zu dessen 
Gesundheitssorge verpflichtet.
Nachweislich     fanden     ab 2012, als der Erblasser kein Zugriff mehr auf sein Vermögen   
und Einkommen hatte,     folgende arztseits empfohlene wichtige Behandlungen und   
Therapien (CPAP Therapie Schlafapnoe, Abklärung Seltener Erkrankung 
Humangenetik, Myasthenes Syndrom etc., kein ambulanter Neurologe mehr u.A.) 
nicht und dringend sofort empfohlene über 8 Monate später, als es schon zu spät war 
(Behandlung der schweren neurogenen Dysphagie), statt. Insbesondere solche, wo 
Zuzahlung oder Selbstzahlung anstand oder die die Testierunfähigkeit weiter bestätigt
hätten.     Zuvor war der Erblasser sehr eifrig mit Suche und Behandlung seiner   
Erkrankungen beschäftigt, reiste dafür und nahm Therapien gerne an. Dies ergibt sich
aus allen umfangreichen Patientenakten des Erblasser über 20 Jahre zurück. Die die 
Ast nach § 630g BGB besorgt hatte, und diese auch mit Erfolg für eigene Verläufe und
Prävention für seltene Erkrankungen durchgesehen hatte.
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Zudem hatte die Ast mittlerweile die Nicht- bzw. deutlich verspätete Behandlung des 
Erblassers wegen Dysphagie bewerten lassen können: Ein Zusammenhang zwischen 
Lebensqualität, Komplikationsraten oder sogar einem tödlichen Verlauf einer Dysphagie und 
der frühzeitigen qualifizierten, hochfrequenten ressourcen- und funktionsorientierten 
Dysphagietherapie sowie standardisierten klinischen und bildgebenden Diagnostik ist 
aufgrund der aktuellen Studienlage, Erfahrungswerte aus klinischer und ambulanter 
Behandlung von Patienten mit Dysphagien jeder Ätiologie nicht auszuschließen oder sogar 
hochwahrscheinlich.

Hieraus Versorgungsleistungen geltend machen zu wollen, ist schlechterdings nicht möglich.

4. Der Pkh ablehnende Beschluss behauptet, der Antrag sei unbegründet. Das ist 
falsch- der Pkh Antrag war begründet. Es war auf 79 Seiten unter 73  Beweisen, 20 
Beweisanträgen die Sachlage und auch die Rechtslage für Haupt- und Hilfsantrag 
dargetan.

Der Beschluss vom 18.05.26 behauptet:
eine Begründung, warum der Ast die geltend gemachten Beträge zustehen sollten, fehlt. Die 
beabsichtigte Klageerhebung bietet daher keine Aussicht auf Erfolg.

Ausweislich Inhaltsverzeichnis und Beweisliste hat die Ast folgendes dargetan:

Beweis: Inhaltsverzeichnis und Beweisliste, K 87

AB S. 2:

1.Legitimation der Ast als Pflichtteilsberechtigte und Kenntnis vom Tod des Erblassers über 
das Nachlassgericht über 8 Monate später

Beweis: Ablichtung aus dem Geburtenbuch vom 26.05.2997, K 1
Beweis: Mitteilung über Tod und ehegemeinsames Testament des Nachlassgerichts 
vom 07.07.2021, erhalten am 13.07.21, K 2
Beweis: Mitteilung des OLG Frankfurt/Main vom 05.06.2002 an den Rechtsanwalt der 
Mutter der Ast zur Rechtskraft der Scheidung der ersten Ehe Erblasser, K 3

2. Verzögertes Vorprozessuales Auskunftsverfahren durch die Gegnerin und Alleinerbin, im 
ersten Pkh Verfahren wurde Dürftigkeit erklärt, die Ast musste selber Urkunden und 
Zeugenbeweise zu wesentlichen nicht angegebenen Geschenke des Erblassers an die 
Gegnerin und erhebliches (und sämtliches) verschwundenem Geldvermögen und 
Einkommen des Erblassers

Beweis: Aufforderung der Ast zur erbrechtlichen Auskunft vom 18.11.2021, K 4
Beweis: Auskunft der Gegnerin vom 16.12.2021 mit Anlagen, K 5
Beweis: Rückfrage u Aufforderung Wertermittlung der Ast vom 12.01.22, K 6
Beweis: Weitere Fragen, u.a. nach geistigen Eigentumsrechten der Ast vom 
06.02.2022, K 7
Beweis: Gegnerin erklärt, ein notarielles Verzeichnis würde Fragen klären, Schreiben 
vom 16.02.2022, K 8
Beweis: Nachfrist der Ast zum Verzeichnis vom 05.04.2022, K 9
Beweis: Gegnerin erklärt, man würde sich kümmern, vom 21.04.2022, K 10
Beweis: Gegnerin erklärt erneut, man würde sich kümmern, vom 12.05.2022,  K 11

Die Gegnerin und Alleinerbin teilte der Ast und Tochter des Erblassers nicht nur 
dessen Tod nicht mit und blieb bei ihrer erbrechtlichen Auskunft trotz Hinweisen der 
Ast dass diese falsch ist.

7



Da sich die Gegnerin nicht zur wahrheitsgemässen Auskunft verpflichtet sah, musste 
die Ast im ersten Pkh Verfahren (Az 80 O 6/22) und hier noch im Beschwerdeverfahren
(Az 19 W 138/23) alle Urkunden- und Zeugenbeweise selber recherchieren: zu 
sämtlichen und erheblichen verschwundenen Geldvermögen und Einkommen des 
späteren Erblassers; wesentlichen nicht angegeben Geschenken des späteren 
Erblassers an die Gegnerin; dass die einzig als Geschenk angegebene Immobilie nicht
sanierungsfällig, sondern hochwertig saniert verschenkt worden war, dass diese von 
der Gegnerin mit konstruierten Zahlungen belegt worden war; dass der Hausrat nicht 
30 Jahre alt war, sondern neu und hochwertig.

AB S. 6:

3. Die Gegnerin hat wahrheitswidrig und arglistig wissentlich falsch und unvollständig 
Auskunft erteilt. Die Gegnerin war nach §§ 242, 2314 BGB zur korrekten Auskunft und 
Leistung verpflichtet.

Die Gegnerin war als Alleinerbin zur erbrechtlichen Auskunft nach § 2314 BGB 
verpflichtet, hieraus auch nach § 242 BGB nach Treu und Glauben. Darüber hinaus, 
war sie als Ehefrau des Erblassers auch genau informiert, selbstverständlich wusste 
sie, aus den Firmengründungen weitere Geschenke erhalten zu haben, die sie aber 
verschwiegen hat; selbstverständlich wusste sie, dass sie die einzige von ihr als 
Geschenk angegebene Immobilie nicht sanierungsfällig, sondern hochwertig saniert 
erhalten hat; die über 100.000€ die sie für Tilgung Grundschulden bezahlt haben will, 
zu diesen hatte sich der Erblasser laut Vertrag verpflichtet, zu deren Zahlung war er 
verurteilt worden, er hat schriftlich und mündlich angegebene, diese bezahlt zu haben;
was die Zahlung von 150.000€ anbetrifft, die die ausweislich ihren einzigen 
Arbeitgebers vor der Ehe mit dem Erblasser geringverdienende Migrierte dem 
hochvermögenden Erblasser gegeben haben will, erschliesst sich gleichfalls nicht; 
darüber hinaus war ihr auch bekannt, dass der Hausrat der im gesetzlichen 
Güterstand Verheirateten, nach Umzug hochwertig und neu angeschafft war; 
selbstverständlich wusste sie auch, dass der Erblasser seinem Enkel monatlich und 
insgesamt ca. 5000€ gezahlt hat, denn der Erblasser hatte seit 2012 kein Konto mehr 
und ausweislich der benannten Zeugin wurde das Geld von der Gegnerin angewiesen;
aus dieser Arglistigkeit heraus ist auch hoch wahrscheinlich, dass das 
verschwundene Geldvermögen von 1,8 Mio€ und das seit Februar 2012 bis zu dessen 
Tod im Dezember 2020 verschwundene Renteneinkommen (die Gegnerin gibt an, der 
Erblasser habe kein Konto mehr gehabt, sie habe alle Zahlungen übernommen) von 
ihr vereinnahmt wurden. Im übrigen wurde die Planung Betrugs um jede 
Pflichtteilsansprüche an der Ast zugunsten der Gegnerin vom Erblasser auch 
gegenüber einer Zeugin zugegeben.

AB S. 7:
Ausweislich BGH, Urteil vom 10.03..2010 – IV ZR 264/08, openJur 2011, 120602 kommt die 
Umkehr der Beweislast bei Arglistigkeit in Frage: 

dd) In besonderen Sachlagen, etwa bei Arglist und bewusster Beweisvereitelung des 
Erben wofür es hier keine Anhaltspunkte gibt, kann ausnahmsweise auch eine 
Beweislastumkehr stattfinden. Schließlich kann ein Schadensersatzanspruch nach 
§ 280 Abs. 1 BGB in Betracht kommen.

Eine solche besondere Situation liegt hier vor. Die Urkunden und Zeugenbeweise sind im 
Hauptteil bei der Beschreibung der einzelnen Ansprüche.

Arglistigen Verhalten wird u.A. beschrieben in § 123 BGB (Anfechtung wegen Arglist oder 
Drohung), Staudinger, 16. Auflage, 2017:
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Rn. 11
Die Rechtssprechung bejaht eine Informationspflicht, wenn Aufklärung nach § 242 
Treu und Glauben geboten ist…. insbesondere bei Garantenstellungen die 
Aufklärungspflichten begründen.
Wie zuvor dargetan, trifft die Gegnerin als Alleinerbin eine solche Aufklärungspflicht und sie 
hat hier auch eine Garantenstellung inne.

Rn. 8
Die Täuschung kann sich auf Tatsachen der äußeren Erscheinungswelt, aber auch auf 
innere Tatsachen beziehen (Vorspiegeln von bestimmten Kenntnissen, Fähigkeiten 
etc.).
Die Gegnerin hat in ihrer Eigenschaft als Alleinerbin bewusst falsch und wahrheitswidrig 
Auskunft gegeben.

Rn. 50
Der Vorsatz des Täuschenden muss sich auf die Täuschungshandlung und die 
dadurch erfolgte Willensbeeinflussung erstrecken. Ein Täuschungswille kann nur 
Vorliegen, wenn der Täuschende die Unrichtigkeit seiner Angaben kennt. Der 
Täuschende muss ferner das Bewusstsein und den Willen haben, durch Vorspiegeln, 
oder Verschweigen von Tatsachen beim Erklärungsgegner einen Irrtum zu erregen… 
als Vorsatzform ist min. dolus eventualis erforderlich… bei einer Täuschung eines 
offenbarungspflichtigen Mangels handelt arglistig, wer einen Fehler mindestens für 
möglich hält, gleichzeitig wiss oder damit rechnet und billigend in Kauf nimmt, dass 
der Vertragsgegner den Fehler nicht kennt und bei Offenbarung den Vertrag nicht oder
nicht mit dem vereinbarten Inhalt geschlossen hätte…. im Gegensatz zum 263 StGB 
keine Bereicherungsabsicht und Absicht der Vermögensschädigung des Getäuschten 
erforderlich.

Die Gegnerin kennt die Unrichtigkeit ihrer Angaben:
sie weiß, dass sie das einzige von ihr angegebene Geschenk, die Immobilie nicht 
sanierungsfällig, sondern hochwertig saniert ihr überlassen wurde;
sie weiß, dass der Hausrat kurz vor Tod des Erblassers hochwertig saniert angeschafft 
worden war;
sie wusste, dass sie als Mitkommanditistin ohne eigene Einlage aufgenommen war;
sie wusste dass Patente bestanden, da sie darauf miteingetragen ist und die Patente 
mitverkaufte;
als Geschäftsführerin wusste sie überdies, dass der Erblasser ebenfalls als Geschäftsführer 
arbeitete und nach seinem Austritt als Kommanditist auch Arbeitsverträge als Forscher und 
Berater, aber nicht dafür bezahlt wurde, wiewohl seine Leistungen das zentrale Geschäft der
Firmen war;
sie wusste, dass der Erblasser seinem Enkel jeden Monat eine Summe, insgesamt 5000€ 
zahlte, weil sie diese Summe selber ab Februar 2012 überwies;
sie wusste zudem, dass der Erblasser Renteneinkommen und andere Zahlungen hatte, weil 
diese, wie überprüft werden kann, augenscheinlich auch auf ihr Konto ging.
Sie hat sich zudem, das verschwundene Geldvermögen des Erblassers angeeignet, denn es
ist kaum glaubhaft, dass innerhalb von 10 Jahren 1,8 Mio€ aufgebraucht wurden.

Rn. 5
Täuschung durch positives Tun oder Unterlassen. Zwischen der Täuschung und der 
irrtumsbedingten Willenserklärung muss ein Kausalzusammenhang bestehen. Die 
Täuschung erfordert in subjektiver Hinsicht Arglist und muss rechtswidrig sein.

Rn. 6
Durch das Vorspiegeln falscher oder das Verschweigen wahrer Tatsachen um den 
Willensentschluss des Getäuschten zu beeinflussen.
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Rn. 9
Die Täuschung kann durch positives Tun oder Unterlassen begangen werden… eine 
Täuschung durch positives Tun kann z. B. durch Behauptungen über Zustände oder 
Ereignisse, durch vorspiegeln, unterdrücken oder entstellen von Tatsachen durch 
mündliche oder schriftliche Äußerungen, konkludentes Verhalten, Tathandlungen… 
dementsprechend sind auch Halbwahrheiten und unvollständige Angaben, die sich 
auf vertragswesentliche Umstände beziehen, regelmässig der aktiven 
Täuschungshandlung zuzuordnen.

Rn. 10
Das Verschweigen von Umständen, die für die Willensentschliessung des 
Erklärungsgegners wesentlich sind, kann ebenfalls eine Täuschung darstellen. 

Zweck der bewusst falschen und wahrheitswidrigen erbrechtlichen Auskunft der Gegnerin, 
dass die Ast als pflichtteilsberechtigte Tochter keine Pflichtteilsansprüche erhebt und diese 
nicht durchsetzen kann.

Sie hat positiv diese bewusst falsche und wahrheitswidrige Auskunft abgegeben. Sie hat die 
richtigen Angaben unterlassen und verschwiegen.

Sie hat die Mittel des Vorspiegelns, Unterdrückens und Entstellens gewählt:
durch Beilage der letzten Seite eines 10 Jahre alten Wertgutachtens vor Schenkung 
suggeriert sie Sanierungsfälligkeit.
Sie erklärt, der Erblasser habe kein Konto mehr gehabt und behauptet, sie habe bezahlt, 
verschwiegen wird, dass der Erblasser Rente und andere Zahlungen erhielt.
Ihre Angaben sind absichtlich unvollständig, denn es fehlen außer der Immobilie sämtliche 
wesentliche Geschenke, die sie verschweigt.

Rn. 7 
Die Täuschung muss sich auf objektiv nachprüfbare Tatsachen beziehen, d.h. der 
Inhalt der Täuschungsaussage muss dem Urteil „wahr“ oder „falsch“ zugänglich 
sein…
wenn dieser sog „Tatsachenkern“ nachweisbar objektiv falsch ist, kann eine 
Anfechtung nach §123 in Frage kommen.

Es ist objektiv nachprüfbar, dass die Auskunft der Gegnerin falsch ist:
für die Sanierung der Immobilie liegen vor: erbrechtliche Auskunft mit Schenkungsvertrag, 
indem angegeben wurde die Grundschulden sind für Sanierung verwendet worden; es gibt 
Fotos mit der Datierung von der Immobilie, es gibt die Zeugenaussage des Nachbarn eines 
Bauingenieurs;
für den neuen und hochwertigen Hausrat gibt es eine Zeugenaussage und eine 
Zeugenaussage, die die Zeugenaussage bestätigt;
für die Tatsache dass die Gegnerin für den Enkel die monatlichen Zahlungen überwies, denn
es gibt eine Zeugenaussage, nämlich die Mutter des Empfängers, die das bestätigt;
für die Tatsachen, dass die Gegnerin wesentliche Geschenke aus den Firmen verschwieg, 
gibt es Urkunden, Zeugenaussagen;
für die Tatsache, dass die Gegnerin die Renten und andere Zahlungen des Erblassers 
erhielt, gibt es schriftliche Bestätigungen und jeweils die Zeugenbeweise;
für das erhebliche verschwundene Vermögen gibt es Urkunden und Zeugenbeweise.

Rn. 19
Bei Haus- und Grundstücksverkauf besteht eine grundsätzlich eine Aufklärungspflicht
über Mängel.

Im Umkehrschluss muss, wenn der Zustand für die Bwertung eine entscheidende Rolle 
spielt, auch über die Sanierungs- und Modernisierungsmassnahmen aufgeklärt werden.
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Rn. 32
Jede arglistige Täuschung ist widerrechtlich.

Damit liegt widerrechtliche Arglistige Täuschung vor. Überall wo Pflichtteilsansprüche 
entstehen, wurden Massnahmen getroffen, diese zu verhindern, herunterzurechnen und 
dementsprechend planvoll und konstruiert wahrheitswidrig Auskunft gegeben

AB S. 10:

4. Zu den wesentlichen in der Auskunft fehlenden Geschenken

a) aus den Firmengründungen des Erblassers
Aufnahme der Gegnerin als Mitkommandantistin ohne eigene Einlage, Patente des 
Erblassers, unentgeltliche Arbeitsleistungen des Erblassers über 10 Jahre
Der Erblasser verkaufte seine Anteile Ende 2007 an den eingetretenen Mitkommanditisten 
für 900.000 €.

Beweis: Handelsregisterauszüge von 13.08.12 zu Artemis Verwaltungs und Co KG, 
Artemis Research GmbH, (beide später Catena) aus den Jahren 2003 bis 2012, K 12
Zeugenbeweis:  Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH 
& Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen

b) Patente

Beweis: Ausdrucke zu den Patenten aus DPMA, Datenbank des Deutschen Patenamts,
fettmarkiert sind die wo die Gegnerin miteingetragen ist- die Patente
sind ihr also bekannt gewesen, K 13

c) Geschenke des Erblassers an Dritte

Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27, 80804 München

d) hochwertiger Hausrat

Zeugenbeweis: Dr. Olaf-Rene Hartmann, Hofgarten Str. 21, 64625 Bensheim

e) Erhebliches und sämtliches verschwundenes Geldvermögen nachweislich in dessen 
Ehescheidung, bis 2008 vorhanden

Beweis: Auskunft der Rechtsanwältin des Erblassers im Zugewinnausgleich in der 
Ehescheidung der Eltern der Ast, vom 23.06.1998 und 23.03.1999, K 14 (A 65 und A 5)
Beweis: Schreiben zu den Lebensversicherungen des Erblassers der DBV 
Versicherung vom 23.02.2022, K 15
Beweis: Schreiben der Rechtsanwältin des Erblassers zu dessen betrieblicher 
Abfindung vom 30.09.2004 mit Anlagen, K 16
Beweis: Schriftwechsel zwischen dem Anwalt der ersten Frau und der Anwältin des 
Erblasser Wolfgang Wehners Wolfgang Wehner zu dessen Kapitalisierter 
Betriebsrente in 2005, K 17

f) Die (hohe) Rente des Erblassers von Februar 2012 bis Dezember 2020 zu dessen Tod, ist 
verschwunden

Beweis: Gehaltsbescheinigung / Jahresbescheinigung als leitender Angestellter eines 
Chemiekonzern vom 24.11.03, K 18
Beweis: vorläufiger Rentenbescheid der BfA des Erblasser Wolfgang Wehner vom 
23.02.1999, Az. 7 F 422/91 VA, Blatt 40, K 19
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Beweis: Schreiben der DRV, dass die Rente bis zum Tod des Erblasser gezahlt wurde, 
an wen, würde man vor Gericht erklären, vom 17.02.23, K 20

g) weitere verschwundene Zahlungen

Beweis: Schreiben Wüstenroth über ausgezahlten Bausparvertrag vom 07.05.22, K 21

f) Unentgeltliche Arbeitsleistungen des Erblassers zugunsten der Gegnerin

Zeugenbeweis: Dr. Beck, zu laden über IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH 
& Co.KG, Filmstraße 4, 06766 Bitterfeld-Wolfen, (ehemaliger Gesellschafter und 
damals in Kontakt als Geschäftsführer der IKA mit Erblasser Wolfgang Wehner und 
Gegnerin)
Beweis: Schreiben des Geschäftsführer von Nabaltec, Johannes Heckmann vom 
19.12.2023, K 22
Zeugenbeweis: Dr. Sauerwein, Johannes Heckmann, zu laden über Nabaltec, 
Alustraße 50-52,
92421 Schwandorf

h) Zum einzigen von der Gegnerin angegebenen Geschenks, die Immobilie in 64673 
Zwingenberg: hochwertig saniert statt Sanierungsfälligkeit und mit konstruierte Zahlungen 
belegt

Zeugenbeweis: Peter Schwarz, Wetzbach 36, 64673 Zwingenberg
Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27,80804 München
Zeugenbeweis: Laves Chemie, Dr. Wallenwein, Die Ritterwiesen 1 0, 65835 Liederbach
Zeugenbeweis: Frigga Wendt, Prenzlauer Allee 105, 10409 Berlin

zu a) zu den wesentlichen in der Auskunft fehlenden Geschenken, aus dem 
Firmengründungen des Erblassers.
….

1. Beweisantrag nach § 432 ZPO auf Vorlage Urkunde zum Thema: der spätere 
Erblasser Wolfgang Wehner gründete nach seiner Berentung zwei Firmen, er war als 
Geschäftsführer und Kommanditist eingetragen, Gründungskapital und erhebliche Einlagen 
wurden investiert, dergleichen die Beklagte, Ende 2007 schied der Erblasser Wolfgang 
Wehner aus und an seiner Stelle trat die IKA GmbH & Co KG ein. Dergleichen, dass 
Firmenzwecke die Entwicklung und Vermarktung der chemischen Erfindungen, Patente des 
Erblassers war.
2. Beweisantrag nach § 432 ZPO auf Vorlage Urkunde zum Thema: erhebliches bei Tod 
verschwundenes Geldvermögen, hier weitere 900.000€ aus Verkauf Unternehmensanteile 
des späteren Erblasses Ende 2007, dass die Beklagte als Mitkommandantistin ohne eigene 
Einlage aufgenommen war, dass der Erblasser Wolfgang Wehner unter der Beklagte als 
Geschäftsführerin nach seinem Austritt als Forscher und Berater unentgeltlich arbeitete und 
diese nur sich zahlte, dass die Patente des Erblasser Wolfgang Wehners an diese 
abgefunden wurden.

zu b) zu den wesentlichen in der Auskunft fehlenden Geschenken, aus dem 
Firmengründungen des Erblassers, Patente
4. Beweisantrag auf Vorlage Urkunde zum Thema: nicht angegebene Patente des 
Erblasser Wolfgang Wehners, vermutlich an die Beklagte geschenkt

zu c) zu den wesentlichen in der Auskunft fehlenden Geschenken, Geschenke an 
Dritte.
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5. Beweisantrag, Zeugenbeweis nach § 373 ZPO zum Thema: Geschenke des späteren 
Erblassers an Dritte, Geschenk an die Tochter und Enkel des späteren Erblassers, Astrid 
Wehner und Raphael Wehner-Fleischberger, die Beklagte zahlte diese an den Enkel des 
späteren Erblassers von der von ihr vereinnahmten Rente des späteren Erblassers ab 
Februar 2012 bis zu dessen Tod am 01.12.20

d) weitere wahrheitswidrige Angaben, Hausrat
6. Beweisantrag nach §373 ZPO, Zeugenbeweis zum Thema: dass der Hausrat nagelneu 
und hochwertig war.
7. Beweisantrag nach §373 ZPO, Zeugenbeweis zum Thema: dass der Zeuge Olaf 
Hartmann der Klägerin am Telefon erklärt hat, dass die Stadtvilla in Kladow komplett neu 
und hochwertig eingerichtet, neueste Technik, neue Küche, Treppenlift, japanischer Garten, 
wurde alles von einem Bauunternehmer gemacht.

e) erhebliches verschwundenes Geldvermögen, zu Lebzeiten des Erblasses 
urkundbeweislich vorhanden.
8. Beweisantrag nach § 432 ZPO Vorlage Urkunden, Gerichtsakten aus der 
Ehescheidung der Eltern der Ast 
9. Beweisantrag nach § 432 ZPO Vorlage Urkunden, Gerichtsakten aus der von der 
Mutter geerbten Anwaltshaftung der Ast wegen Verjähren-lassens deren 
10. Beweisantrag nach § 432 ZPO Vorlage Urkunde zum Thema: sämtliches, erhebliches 
und verschwundenes Geldvermögen des Erblassers, nach Anträgen 1. u 2., 
Lebensversicherungen und Auszahlungen des späteren Erblassers in 2004 und 2005 über 
78.202,26 €.

f) erhebliches verschwundenes Einkommen, zu Lebzeiten des Erblasses 
urkundbeweislich vorhanden, hier Rente
11. Beweisantrag nach §§ 432, 373 ZPO Vorlage Urkunden und Zeugenbeweis zum 
Thema: sämtliches und erhebliches bei Tod verschwundenes Einkommen, hohe 
Rentenhöhe
f) erhebliches verschwundenes Einkommen, Einnahmen, zu Lebzeiten des Erblasses 
urkundbeweislich vorhanden, hier Auszahlung Bausparvertrag
12. Beweisantrag nach §§ 432, 373 ZPO Vorlage Urkunden und Zeugenbeweis zum 
Thema: private Urkunde zu Auszahlungen Bausparverträge des späteren Erblassers, an 
wen diese nach Februar 2012 geflossen sind.

h) von der Gegnerin vereinnahmte unentgeltliche Arbeitsleistungen als Dr. Dipl chem, 
Geschäftsführer, Forscher und Berater über 10 Jahre
13. Beweisantrag nach § 432 ZPO auf Vorlage Urkunde zum Thema: Berechnung des 
Werts der Arbeitsleistungen des Erblasser Wolfgang Wehner als Geschäftsführer, Forscher, 
Berater von 2003 bis 2007, ab 2008 bis 2012 nur noch als Forscher und Berater, des Werts 
der Patente, des Werts der Aufnahme der Mitkommandantistin ohne eigene Einlage.
14. Beweisantrag auf Vorlage Urkunde und Zeugenbeweis zum Thema: erhebliches bei 
Tod verschwundenes Einkommen des Erblasser Wolfgang Wehners und nicht angegebene 
Geschenke an die Gegnerin: unentgeltliche Tätigkeit als Geschäftführer, Forscher, Berater, 
die Gegnerin zahlte sich auch die verkauften Patente des Erblasser Wolfgang Wehner.

i) das einzige von der Gegnerin angegebene Geschenk, eine Immobilie, suggeriert sie 
Sanierungsfälligkeit, hat es aber hochwertig saniert erhalten und belegt es mit 
konstruierten Zahlungen
15. Beweisantrag nach §§ 432, 373 ZPO auf Vorlage Urkunde und Zeugenbeweis zum 
Thema: die Gegnerin suggeriert, dass ihre einzige Angabe zu einem Geschenk, sie eine 
sanierungsfällige Immobilie erhalten hat, in Wirklichkeit was die Immobilie zuvor hochwertig 
saniert worden
16. Beweisantrag  nach § 432 ZPO auf Vorlage Urkunde zum Thema:  nicht mehr 
valutierende, sog. Eigentümergrundschulden auf der Immobilie
17. Beweisantrag auf Vorlage Urkunde zum Thema:  
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Aktenbeiziehung zur Teilung und Verurteilung zur Zahlung der nicht mehr valutierenden 
Grundschulden, Eigentümergrundschulden auf der Immobilie Wetzbach 34, 64673 
Zwingenberg, Klage gegen den späteren Erblasser durch seine geschiedene Frau:
OLG Frankfurt, Az. 12 U 169/01 (Wehner, H ./. Wehner, W.), Urteil vom 29.04.2003, 
Vorinstanz LG Darmstadt 4 O 622/00;
OLG Frankfurt, Az. 27 U 13/06 (Wehner, H. ./.Wehner, W.), Urteil vom 31.05.2007, 
Vorinstanz LG Darmstadt 2 O 490/03;
BGH XII, Az ZR 85/07 (Wehner, W. ./. Wehner, H.) Beschluss vom 09.12.2009, 
Nichtzulassungsbeschwerde des Erblassers zu Az. 27 U 13/06.
18. Beweisantrag nach § 373 ZPO Zeugenbeweis zum Thema: Behauptung der Gegnerin
Grundschulden auf der Immobilie in Höhe von € 101.232,21 bezahlt zu haben.
19. Beweisantrag nach § 373 ZPO Zeugenbeweis zum Thema: Behauptung des 
Schenkungsvertrags der Immobilie die Gegnerin habe dem Erblasser Wolfgang Wehner 
zuvor 150.000€ gegeben

5. Der erbrechtliche Betrug zugunsten der Gegnerin zulasten der Ast war vom Erblasser 
gegenüber einer Zeugin angekündigt.
20. Zeugenbeweis nach § 373 ZPO zum Thema: Der spätere Erblasser hatte gegenüber 
einer Zeugin (die Schwester der Ast) erklärt, seine Kinder, also die Ast und deren Schwester 
zugunsten der Alleinerbin um alle Pflichtteilsansprüche zu betrügen- diese teilte diese der 
Ast per Mail mit.

AB S. 52:

6. Der spätere Erblasser war 73 Jahre alt, als er ab Februar 2012 ausweislich der 
erbrechtlichen Auskunft der Beklagte keinen Zugriff mehr auf sein Geldvermögen und sein 
Renteneinkommen hatte. Die Gegnerin nutzte den schwerkranken und willensschwachen 
und ihr total hörigen und zunehmends ausgelieferten Erblasser für den geplanten 
erbrechtlichen Betrug.
Dass der Erblasser spätestens ab 2012, mit Anfang 70 Jahren, keine Kraft zur Abwehr 
fremden willens hatte, bestätigt der selber in Beweis K 29, wo er der Klägerin am 
09.04.12 mitteilte:   „ich besitze nicht mehr die Nervenkraft und auch nicht die Psyche,   
ein Verfahren, dessen Ausgang ungewiss ist, durch die Instanzen zu ziehen.“
Beweis: Befundbericht vom 29.01.20 Charité über mehrere schwere neurologische 
Erkrankung darunter eine Seltene, Neurologie, K 50

Außerdem versorgte die Gegnerin den Erblasser nicht nach dringend gebotenen 
Massnahmen: Beispiel Behandlung der seit 2001 begonnen Dysartherie und 
Dysphagie mit logoädischen, schlucktherapeutischen Massnahmen.
Seit 2001 bestehende Hypoglossusparese und leichter Dyartherie. die sich steig 
verschlechterte und seit 2016 auftretenden Schluckbeschwerden, die sich stetig 
verschlechterten und 2019 beide mittelschwer geworden waren und hier arztseits 
mehrfach und auch intensive logopädische Massnahmen empfohlen wurde, wurden 
diese erst über 10 Monate später, kurz vor Tod eingeleitet. Bei Tod waren Dysarthrie, 
Dysphagie schwerst. Ausweislich einer fachlichen Einschätzung und auch der 
medizinischen Fachliteratur zu neurogenen Dysphagien: ein Zusammenhang 
zwischen Lebensqualität, Komplikationsraten oder sogar einem tödlichen Verlauf 
einer Dysphagie und der frühzeitigen qualifizierten, hochfrequenten ressourcen- und 
funktionsorientierten Dysphagietherapie sowie standardisierten klinischen und 
bildgebenden Diagnostik ist aufgrund der aktuellen Studienlage, Erfahrungswerte aus 
klinischer und ambulanter Behandlung von Patienten mit Dysphagien jeder Ätiologie 
ist sogar hochwahrscheinlich.
Beweis: Befundbericht Ini Hannover vom 08.01.2003, K 51
Beweis: Befundbericht, UKS vom 02.07.2003, K 52
Beweis: Befundbericht UKS vom 19.08.2014, K 53
Beweis: Rehabericht Klinik Schönborn vom 02.05. 2016, K 54
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Beweis Patientenakte, 2016-2019, Prof Claus, Therapiegemeinschaft Bensheim, K 55
Beweis: Befundbericht Kh Darmstadt vom 16.10.2018, K 56
Beweis: Befundbericht Kh Darmstadt vom 02.11.2018,  K 57
Ausweislich K 50: Charité ALS Ambulanz, Arztbrief vom 29.01.20, Befundbericht: 
Beweis: Befundbericht Charité vom 25.10.19, K 58
Beweis: Befundbericht Charité vom 20.11.19, K 59
Beweis: Hausärztliche Akte, K 60
Beweis: Befundbericht Kh Vivantes vom 02.12.2020, K 61
Beweis: logopädischen Befund des Vivantes Krankenhaus in Spandau vom 26.11.20 
und Massnahmenplan, K 62:

j)
Auch in Sachen Einleitung der intensiver logopädischer beim späteren Erblassers 
nach dringenden ärztlichen Massgaben, wurde diese nicht gemacht, sondern von der 
Gegnerin und Alleinerbin erst über 10 Monate später, 2 ½ Monate vor dem 
Krankenhausaufenthalt zum Tode hin eingeleitet. 
Beweis: Patientenakte Logopädie Friedebold, K 63
Beweis: Befundbericht vom 16.11.20 Logopädie Friedebold, K 64
Zeugenbeweis: Logopädie Kladow, Praxisinhaberin Svenja Friedebold, Sakrower 
Landstr. 23, 14089 Berlin
Die Ast hat mittlerweile die Nicht- bzw. deutlich verspätete Behandlung des Erblassers
bewerten lassen können:

Logopädische Maßnahmen wurden mehrfach, von unterschiedlichen Fachärzten unabhängig
voneinander und nach unterschiedlichen Untersuchungen und Untersuchungszeitpunkten
empfohlen.

Die Dysphagie an sich wird in keinerlei Hinsicht infrage gestellt. Die über das MRT belegten
hirnstammnahen Veränderungen können einen Hinweis auf das Vorhandensein einer
Dysphagie geben.

Ein Zusammenhang zwischen Lebensqualität, Komplikationsraten oder sogar einem
tödlichen Verlauf einer Dysphagie und der frühzeitigen qualifizierten, hochfrequenten
ressourcen- und funktionsorientierten Dysphagietherapie sowie standardisierten klinischen
und bildgebenden Diagnostik ist aufgrund der aktuellen Studienlage, Erfahrungswerte aus
klinischer und ambulanter Behandlung von Patienten mit Dysphagien jeder Ätiologie nicht
auszuschließen oder sogar hochwahrscheinlich.

Die Verantwortung einer entsprechenden Behandlung (Diagnostik und Therapie nach oben
genannten Standards) liegt nach entsprechender Empfehlung eines Facharztes beim
Patienten oder deren (vertretungsberechtigten) Angehörigen.

Beweis: Zusammenfassung zum vorliegenden Fall Herr Wehner, Wolfgang 
*09.10.1939, Das Dysphagiezentrum, Mirko Hiller, Juli 2025, K 65
Zeugenbeweis: Mirko Hiller, Leiter Das Dysphagienzentrum, Scherbank 18, 09456 
Annaberg-Buchholz

Die Versicherung des späteren Erblassers übernimmt aktuell 57,70€ für 30 min Therapie. 
Üblicherweise rechnen Logopäden bei Privat Versicherten den 1,8 bis 2,3fachen 
Kassensatz, also ausweislich der beiliegenden Tabelle 88,92 bis 113,63€ ab. Die Zuzahlung 
von 31,22 bis 55,93€ pro Stunde, üblich sind im Durchschnitt 40 Stunden, beim späteren 
Erblasser wohl eher dauerhaft, also 4 bis 8 Mal mtl., also durchschnittlich 240€ wollte die 
Verdächtigte vom hohen Renteneinkommen des späteren Erblassers noch von dessem 
Vermögen, das sie vereinnahmt hatte, nicht abgegeben.

Beweis; Vergütungen von logopädischen Leistungen, K 66
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Zeuge für von BVK übernommen Satz: 
Zeugenbeweis: Versicherungskammer Bayern, Versicherungsanstalt des öffentlichen Rechts, 
Maximilianstraße 53, 80530 München

AB S. 58:

7. Die Ast ist als unbemittelte Person sind Bemittelten gleich zu stellen, und die 
Rechtsdurchsetzung ist nicht zu erschweren. Zudem trifft die Bundesrepublik die 
Gewährleistung des Erbrechts, weil die Ast behindert ist.

Beweis: Pflegestufe 3 und den Schwerbehindertenausweis 70 GdB Merkmal G, K 67

AB S. 60:

8. Berechnungsgrundlagen

zu a, b, h) wesentliche nicht angegebene Geschenke.

Krug/ Horn, Pflichtteilsprozess, 3. Auflage, 2022:
Unbenannte ehebezogene Zuwendungen S. 132, 120

S. 142 Rn. 211
Für nicht verbrauchbare Sachen gilt das Niederstwertprinzip. Grundsätzlich werden sie nach 
§ 2325 Abs 2 BGB mit dem Wert zum Zeitpunkt des Erbfalls angesetzt.
Bei Wertsteigerung des Gegenstands, sprich bei Gegenständen deren Wert im Zeitpunkt des
Erbfalls höher als zum Zeitpunkt des Vollzugs der Schenkung liegt, ist jedoch nach § 2325 
Abs 2 S 3 BGB der niedrigere Wert zum Zeitpunkt Schenkung massgeblich.

S. 122 Rn. 137, 140
Unentgeltliche Übertragung von Gesellschaftsanteilen.
Als Schenkungsvollzug ist der Zeitpunkt des Eintragens als Mitkommanditistin.

Wertberechnung bei unverbrauchbaren Sachen
Vergleichswerte Schenkungszeitpunkt und Erbfall, davon der niedere Wert 
(Niederstwertprinzip § 2325 Abs 2 BGB). Wobei der Schenkungswert inflationsbereinigt wird,
also auf Zeitpunkt des Erbfalls indexiert wird.
Krug/ Horn, Pflichtteilsprozess, 3. Auflage, 2022:
S. 141 Rn. 208

…

Gegenstand (a, b, h)
nicht angegebene Geschenke aus Firmen

….

2003 wurde durch den Erblasser Wolfgang Wehner eine Firma namens Artemis, einmal für 
die Haftung eine GmbH und für die Gesellschafter eine GmbH & Co KG gegründet. Für sich 
und man kann davon ausgehen auch für die Beklagte, erbrachte er eine Einlage von 5000 €, 
sowie das Gründungskapital von 25.000 € für die GmbH (Tag der Eintragungen am 26. u. 
27.06.2003). Er war Geschäftsführer der GmbH und Kommanditist in der GmbH & Co KG
Am 06.12.2004 erhöhte der Erblasser Wolfgang Wehner Einlage für sich von 175.000,00 € 
(Tag der Eintragung).
Am 22.11.2007 trat anstelle des Erblasser Wolfgang Wehners Wolfgang Wehner die IKA 
Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH & Co KG ein, die Fa. Artemis wurde in Catena 
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umbenannt.
Nach den im April 2023 erworbenen neuen Erkenntnissen, erbrachte die Beklagte keinen 
Kapitaleinsatz über 5000€, später reduziert auf 3600€ auf, war aber vom Erblasser Wolfgang
Wehner als gleichberechtigte Mitkommandistin aufgenommen, was als ein Geschenk zu 
werten ist (Beweise siehe unten).
Dass der Erblasser Wolfgang Wehner von 2003 bis 2007 über erhebliches Vermögen verfügt
hat:
um eine Firma  zu gründen (25.000€), um insgesamt 180.000€ einzulegen;
dass er austrat und an seiner Stelle die Fa. IKA, vertreten u.a. durch Dr. Beck, eintrat.

Artemis Verwaltungs 
GmbH
AG Augsburg HRB 
199957
ab 04.07.2006
AG Darmstadt HRB 
85160
später Catena Additives 
Verwaltungs GmbH

Artemis Research 
Gmbh u Co KG
AG Augsburg HRA 
14583
ab 19.02.2007
AG Darmstadt HRA 
83132
später Catena 
Additives GmbH

Gründungskapital Einlagen
26.06.2003 25.000€ 27.06.2003 5.000€

06.12.2004 175.000,00 €

Artemis Verwaltung, später Catena Verwaltungs GmbH
Der Erblasser erbrachte die Einlage von 25.000€, auch für die Gegnerin.
Pflichtteilsquote 12,5% von 25.000€ = 3.125,00€ in 2003

Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 3.125,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 78,9 = 3.960,71€
indexiert: 3.960,71€

Artemis Research, später Catena Additives
Aufnahme als Mitkommandantistin ohne eigene Einlage
Fiktiv eingelegt waren 5000€ plus 175.000€ (Handelsregister)
Jedoch bemisst sich der Unternehmenswert nicht nur anhand der Einlage,  sondern auch 
anhand des Sachvermögens und des Tätigkeitsbereichs, also durch Marktvergleiche
(Analyse ähnlicher Unternehmenstransaktionen). Hier handelt es sich um eine Firma, die 
chemische Produkte, also Additive in den Bereichen Bau, Flammschutzmittel, Kunststoffe 
entwickelte. Laut des 2007 eingetretenen Mitkommanditisten, IKA, Dr. Beck als 
Geschäftsführer wurden daher für die Anteile des Erblassers  900.000,00€ bezahlt, was der 
Marktübliche Preis ist. 

Da die Firma sich ausweislich K 32, No 12 bis 16 und No 17  bis 27 erheblich fortentwickelt 
hat (in 2020 2.517.558,56€ Aktiva), ist dies der niedere Wert
Pflichtteilsquote 12,5% von 900.000,00€ = 112.500,00€ in 2004
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 112.500,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 80,2 = 140.274,31€
indexiert: 140.274,31€
__________________

Unentgeltliche Arbeitsleistungen des Erblassers als Dr dipl chem als Geschäftsführer, 
Forscher und Berater
Ausweislich Zeugen Dr Sauerwein, Kohannes Heckmann: von 2005 bis 2007 gab es 
zumindest eine Auftrag mit der Firma Nabaltec. Gezahlt wurde in 2 bis 3 Tranchen 
inklusive Erfindervergütung (finanzielle Entschädigung für die Patente). 
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Arbeitsleistungen und Patente Nabaltec aus Aktiva Guthaben Catena Additives GmbH
a) K 32, No 10: 2005 34.392,51€ 85 % = 29.233,63€
b) K 32, No 10: 2006 46.522,40€ 85% = 39.544,04€
c) K 32, No 11: 2007 7.250,07€ 85%= 6.162,56€
Da die Arbeit des Erblassers zentral war, sind hierfür 85%.
a) Pflichtteilsquote 12,5% von 29.233,63€ in 2005 = 3.654,20€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 3.654,20€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 81,5 = 4.483,68 €
indexiert: 4.483,68€

b) Pflichtteilquote 12,5% von 39.544,04€ in 2006 = 4.943,00€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 4.943,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 82,8 = 5.969,81 €
indexiert: 5.969,81€

c) Pflichtteilsquote 12,5% von 6.162,56€ in 2007 = 770,32€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 770,32€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 82,8 = 930,34 €
indexiert: 930,34€

gesamt: 11.383,83€
________________

Unentgeltliche Arbeitsleistungen des Erblassers als Dr dipl chem als Forscher und Berater 
von 22.11.2007 bis 29.06.2012
Ausweislich des Mitkommanditisten und Zeugen, erhielt die Gegnerin als 
Geschäftführerin100.000,00 inkl Arbeitgeberanteil KV u. Dienstwagen. Der Erblasser hatte 
Arbeitsverträge für die o.g. Tätigkeiten. Die Gegnerin zahlte ihn jedoch nicht.

Durch die kostenlose Mitarbeit hat der Erblasser der späteren Alleinerbin Aufwendungen 
erspart, was wirtschaftlich einer Schenkung gleichkommen kann.
Wirtschaftlicher Vorteil: Hätte die Alleinerbin für die Arbeit eine fremde Arbeitskraft bezahlen 
müssen, stellt die Ersparnis dieser Lohnkosten eine Bereicherung dar.
Pflichtteilsergänzung: Andere pflichtteilsberechtigte Personen können verlangen, dass diese 
"fiktiven" Lohnzahlungen dem Nachlass rechnerisch hinzugerechnet werden (§ 2325 BGB). 
Dadurch erhöht sich ihr Anspruch auf den Pflichtteil.

Diese Arbeitsleistungen waren zentraler Bestandteil der Geschäftstätigkeit und sind min. mit 
100.000€ p.a. zu beziffern. Die Hälfte davon hat die Gegnerin als eine von zei 
Kommandantisten zu bezahlen.

a) Dezember 2007 8.333,33€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 1.041,66€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 1,041,66€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 84,7 = 1.229,82 €
indexiert: 1.229,82€

b) 2008 100.000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 12.500,00€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 12.500,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 86,9 = 14.384,35 €
indexiert: 14.384,35€
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c) 2009 100.000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 12.500,00€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 12.500,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 87,2 = 14.334,86 €
indexiert: 14.334,86€

d) 2010 100.000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 12.500,00€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 12.500,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 88,1 = 14.188,42 €
indexiert: 14.188,42€

e) 2011 100.000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 12.500,00€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 12.500,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 90,0 = 13.888,88 €
indexiert: 13.888,88€

f) Januar bis Juni 2012 49.999,98€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 6.249,99€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 6.249,99€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 91,7 = 6.815,69 €
indexiert: 6.815,69€
gesamt: 64.842,02€
________________

Gegenstand (d)
Hausrat

Ausweislich K 38, 39 zur Finanzierung der Hausimmobilie in Kladow in Höhe von 
699.000.00€ bis zur Abwicklung des Verkaufs der ihr geschenkten Immobilie in Höhe von 
795.000.00€ einen Kredit auf in Höhe von 750.000,00€
Zum Hausrat zählen alle beweglichen Gegenstände in einem Haushalt, die der Einrichtung, 
dem Gebrauch oder dem Verbrauch dienen und nicht fest mit dem Gebäude verbunden sind 
(nicht umzugsfähig),  wie Möbel, Kleidung, Elektrogeräte, Wertsachen und Lebensmittel. 
Ausweislich der Zeugen Hartmann und Wendt war dieser neu und hochwertig. Es gibt auch 
einen Treppenlift und einen japanischen Garten (letzterer gehört nicht zum Hausrat)- wird 
aber als Beispiel für die Hochwertigkeit benannt.

Er wurde vor dem Einzug 2019 angeschafft. Die Ast beziffert den Wert des Hausrats auf 
90.000€, davon sind dem Erblasser die Hälfte zuzurechnen, also 45.000€

45.000,00€€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 5.625,00€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 5.625,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 99,5 = 5.653,27 €
indexiert: 5.653,27€

gesamt: 5.653,27€
________________

Gegenstand (e)
wesentliche nicht angegebene Geschenke, verschwundenes erhebliches 
Geldvermögen
a) aus Firmenvermögen 900.000€ in 2012
b) aus Ehescheidung in 2012, abgerundet auf 900.000,€ abzüglich Kosten 
Firmengründungen 25.000,00€ und 180.000,00€
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Es wird darauf verwiesen, dass die erheblichen Zinsen aus dem Vermögen, die natürlich 
auch vor Schenkung angefallen sind, nicht gerechnet wurden.

Der Zeitpunkt wird final auf Februar 2012 angesetzt als de Erblasser keinen Zugriff mehr 
darauf hatte.
1.595.000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 199.375,00€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 199.375,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 91,7 = 217.420,94 €
indexiert: 217.420,94€

gesamt: 217.420,94€
________________

Gegenstand (d)
wesentliche nicht angegebene Geschenke, verschwundenes erhebliches Einkommen 
und Einnahmen
1) aus Rente, ausweislich Deutsche Rentenversicherung bis zum Tod gezahlt, also von 
02/2012, als Erblasser kein Konto mehr hatte bis zu dessen Tod also bis 01/21. Es war 
beziffert wurden, dass davon min. 500€ mtl. angespart werden konnten.

a) in 2012 5500,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 687,50€
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 687,50€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 91,7 = 749,73€
indexiert: 749,73€

b) in 2013 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 93,1 = 805,58 €
indexiert: 805,58€

c) in 2014 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 94,0 = 797,87 €
indexiert: 797,87€

d) in 2015 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 94,5 = 793,65 €
indexiert: 793,65€

e)in 2016 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 95,0 = 789,47€
indexiert: 789,47€

f) in 2017 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 96,4 = 778,00€
indexiert: 778,00€

g) in 2018 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 98,1 = 764,52 €
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indexiert: 764,52€

h) in 2019 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 99,5 = 753,77€
indexiert: 753,77€

i) in 2020 6000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 750,00€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 100,00 = 750,00 €
indexiert: 750,00€

gesamt: 5.415,12€
________________

2) aus Bausparverträge, der letzte Sparvertrag wurde 2014 aufgelöst, K 21
Ausweislich K 30, S. 9 hatte de Erblasser während der Ehe mit seiner ersten Ehefrau 
8626,53€ Bausparverträge, da war aber noch nicht so vermögend. Die durchschnittliche 
Bausparsumme liegt bei 58.000€.
Dass der Vertrag aufgelöst wurde, spricht dafür, dass er nicht weiter bespart werden sollte, 
damit hieraus keine Pflichtteilsansprüche bekannt werden. 
Die Ast schätzt diesen Bausparvertrag auf 30.000€.

in 2014 30.000,00€ davon 12,5% Pflichtteilsquote= 3.750€
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 3.750,00€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 94,0 = 3.989,36 €
indexiert: 3.989,36€

gesamt: 3.989,36€
________________

gesamt: 9.404,48€
________________

Gegenstand (i)
von der Gegnerin als einziges Geschenk angegebenes Hausgrundsück
Krug/ Horn, Pflichtteilsprozess, 3. Auflage, 2022 S 124 ff., 120, 147. 144:

Nach den Berechnungen der Ast ergibt sich folgendes:

Hieraus ergibt sich zur Lebenserwartung:
ausweislich dieser war der Erblasser bei Schenkung in 2007  68 Jahre alt und ausweislich 
der amtlichen Sterbetafeln liegt die Lebenserwartung noch bei 16,03 Jahren. Ausweislich der
vorgelegten Befundberichte war er bereits im Jahr 2000 bei schlechter Gesundheit, womit 
die Ast 10,0 Jahre zugrunde legt.
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Sodann ist der Niesbrauch übersetzt. 

So lebte der spätere Erblasser mit der Gegnerin in der ihr geschenkten Immobilie. 

Insofern wohnte der spätere Erblasser mit der Gegnerin in dieser Immobilie unter der 
Adresse Wetzbach 34, 64673 Zwingenberg. Dies bestätigt auch der langjährige 
Nachbar, (K 35). 

Im Schenkungsvertrag wurde erklärt: In § 5 wurde erklärt, die Gegnerin habe die 
Hausimmobilie für geleistete eheliche Dienste erhalten. Der Niesbrauch des 
Erblassers sei mit 24.000 € p.a. anzusetzen. Ausweislich § 3 verpflichtete sich der 
Erblasser sämtliche Darlehen und Tilgungen weiterhin zu übernehmen und überdies 
auch alle Aufwendungen und Lasten (§ 18). Daher sollen diese Zahlungen aus 
Darlehen und Zinsen und Zahlungen aus Aufwendungen und Lasten nachgewiesen 
werden.
Auch wurde ein doppelt so hoher Niesbrauchswert angesetzt wie eine übliche Miete 
anzusetzen gewesen wäre. Im Grunde finanzierte der Erblasser damit auch noch den Anteil 
der Gegnerin, die mitwohnte. Zudem tilgte der Erblasser weiterhin die Kredite und übernahm 
auch alle weiteren Lasten. Insgesamt liegen hier grobe Missverhältnisse vor (Löhnig, NJW 
2018, 1435).
Im übrigen, nach der ständigen Rechtssprechung des BGH (BGH, Urteil vom 8.3.2006 IV ZR
263/04 = ZEV 2006, 265) kommt es beim Pflichtteilsergänzungsanspruch nach § 2325 II, 2 
BGB bei Schenkungen einer Immobilie gegen Nießbrauch darauf an, in welchem Verhältnis 
Werte bei Schenkungsvollzung und bei Erbfall bzw. Löschung Nießbrauch zueinander 
stehen.
Nach alledem sind 1000€ mtl. für den Niesbrauch über 10 Jahre anzusetzen: 
120.000,00€.

Zu den Grundschulden
Ausweislich Schenkungsvertrag und Grundbuch, K 5, 39

Ausweislich Schenkungsvertrag § 2 b eingetragene Grundschulden;
Das Grundstück ist in Abteilung III des Grundbuchs wie folgt belastet:
Grundschuld in Höhe von 63.809,22 € nebst 16 vom Hundert Jahreszinsen,
vollstreckbar nach § 800 ZPO für die Aachener Bausparkasse AG, Aachen; eingetragen am
12.06.1978, gelöscht am 28.10.2010.
Widerspruch in Höhe von 33.233,97 € zugunsten von Helga Wehner gegen die
Löschung des Rechts Abt.Ml/4, von Amts wegen eingetragen am 30. März 2006; gelöscht 
am 09.07.2007.
Widerspruch in Höhe von 18.764,41 € zugunsten von Helga Wehner gegen die
Löschung des Rechts Abt.lll/5, von Amts wegen eingetragen am 30. März 2006; gelöscht 
am 09.07.2007.
Insgesamt 115.807,60€ der Erblasser hatte den Zinslauf verschuldet, wegen konstanter 
Zahlungsverweigerung aus den folgenden Urteilen.

Sodann war der Erblasser ausweislich Schenkungsvertrag verpflichtet;
und ausweislich
OLG Frankfurt, Az. 12 U 169/01 (Wehner, H ./. Wehner, W.), Urteil vom 29.04.2003, 
Vorinstanz LG Darmstadt 4 0 622/00;
OLG Frankfurt, Az. 27 U 13/06 (Wehner, H . ./.Wehner, W.), Urteil vom 31.05.2007, 
Vorinstanz LG Darmstadt 2 0 490/03;
BGH XII, Az ZR 85/07 (Wehner, W . ./. Wehner, H.) Beschluss vom 09.12.2009, 
Nichtzulassungsbeschwerde des Erblassers zu Az. 27 U 13/06,
dazu verurteilt

Er hat dies ausweislich Beweis, K 44, 45 und Zeugenbeweis Astrid Wehner-Fleischberger 
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auch immer schriftlich und mündlich angegeben.
Damit hat der Erblasser 115.807,60€ gezahlt und nicht die Gegnerin- ihre Zahlung wird 
bestritten.

Zu Sanierung:

Anders als die Gegnerin suggeriert hatte sie keine sanierungsfällige, sondern eine 
hochwertig sanierte Immobilie zum Geschenk erhalten. Der Erblasser hat dafür 2 
Grundschulden eintragen lassen und getilgt:
Grundschuld in Höhe von 132.935,89 € nebst 15 vom Hundert Jahreszinsen,
5 vom Hundert Nebenleistungen, vollstreckbar nach § 800 ZPO für die Aachener
Bausparkasse AG, Aachen; eingetragen am 08.05.2002, gelöscht am 07.08.2019.
Grundschuld in Höhe von 75.000,00 € nebst 15 vom Hundert Jahreszinsen,
5 vom Hundert Nebenleistungen, vollstreckbar nach § 800 ZPO für die Aachener
Bausparkasse AG, Aachen; eingetragen am 08.05.2002, gelöscht am 07.08.2019.
Insgesamt addieren sich hier 207.935,89€

Zur Werteberechnung der Immobilie:

Ausweislich des Gutachtens von 1996 zur Vorbereitung der Zwangsversteigerung wurde ein 
Wert von 810.000 DM (414.146,52) angesetzt (die Ast hat Angebote von Maklern und 
Interessenten in Höhe von 1 Mio DM vorliegen).
Der Sachwert für Wohngebäude, Nebengebäude und Aussenanlagen lag bei 354.385,00 DM
(354.385,00€).

Beweis: vorletzte Seite zu der letzten Seite von der Gegnerin vorgelegten Gutachtens, 
K 68

Grundstückgrösse 1.037 qm
Die Eigentumsumschreibung an die Gegnerin wurde 2007 vorgenommen.

Der Erblasser verstarb 2020.

Die Bodenpreise von 2007 und 2020:
2007 440€ qm x 1.037 qm= 456.280,00€
2020 700€ qm x 1.037 qm = 725.900€
Der Baukostenindex von 2007 und 2020:
1996  78,3 = 354.385,00€
2007 86,6 = 391.950,72 €
2020 116,4 = 526.825,22 €

Daraus ergeben sich folgende Werte:
2007
Bodenwert 440€ qm x 1.037 qm= 456.280,00€
Gebäude = 391.950,72 €
dazu addieren sich
Sanierung = 207.935,89€
Eigentümergrundschulden: 115.807,60€
Abzüglich
Niesbrauch = 120.000,00€
= 1.051.974,21€
Pflichtteilsquote 12,5% = 131.496,77
Indexierung
Wert zum Zeitpunkt Schenkung 131-496,77€ x  VPI Zeitpunkt Erbfall 100,0 
: VPI Zeitpunkt Schenkung 84,7 = 155.250,03€
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indexiert: 155.250,03€

gesamt: 155.250,03€
________________

Zum in 2019 erzielten Kaufpreis:

Die Ast hält den Kaufpreis allerdings für zu niedrig. Ausweislich K 39 betrug schon der 
Bodenwert 2020 700€ pro m2, bei 731 m2 wie ausgewiesen sind dies 511.700€. Für ein 
Haus mit 2 Stockwerken, Küche, Esszimmer, Wohnzimmer, 5 weiteren Zimmern, 2 
Badezimmern, plus 1 WC, 2 Kellerräumen, Dachboden, mehreren Terrassen, 2 Garagen 
lediglich 283.300€ anzusetzen ist deutlich zu wenig.

Somit hat dieser Wert keine Relevanz.

Zeitpunkt der Gegenleistung

Krug/ Horn, Pflichtteilsprozess, 3. Auflage, 2022 S. 44:

Zum Zweck der Zuwendung

Es wird auch bestritten, dass es sich bei der Schenkung der Immobilie Wetzbach 35 64673 
Zwingenberg um eine gemischte Schenkung handelt. Gemäß OLG Stuttgart, Beschluss vom 
26.01.2011 - 19 W 52/10, BGH NJW-RR 1996, 705, 706; 
Baumgärtel/Laumen/Prütting/Schmitz, Handbuch der Beweislast, 3. Aufl., § 2325 Rn. 4 u. 5, 
erklärt die Ast, dass die Gegnerin die Wohnimmobilie unentgeltlich zugewendet bekam. Auch
hat die Gegnerin innerhalb einer so kurzen Ehezeit keine Leistungen erbracht (ausweislich K
3 war der Erblasser erst am 19.04.2002 von seiner ersten Frau geschieden). Welche Dienste
will die Gegnerin innerhalb von 3 Jahren Ehe erbracht haben?
In Anlehnung an die Rechtssprechung zu § 2287 BGB  liegt auch kein begründbares 
Eigeninteresse der Schenkung der Immobilie Wetzbach 34 in 64673 Zwingenberg an die 
Gegnerin vor, da eben wegen der kurzen Ehezeit gerade keine sittliche Verpflichtung 
bestand. Denn wie der Erblasser selbst gegenüber einer Zeugin zugab, sollte seinen Kindern
kein  Erbe und auch kein Pflichtteil/Ergänzungsanspruch erwachsen, weil dies alles der 
Gegnerin und zweiten Frau gehören sollte (K 44). Und dies war der Grund gleich nach 
Eheschliessung alles an die Gegnerin abzugeben.
Zudem steht der Gegnerin wegen der ins Gegenteil verdrehten Versorgung des Erblassers, 
keine solche Zuwendung, noch eine Altersabsicherung, noch wegen sonstigem Zweck zu.

Es wird ferner bestritten, dass die Gegnerin dem Erblasser 150.000€ gegeben hat.

Die Ast hat Beweise vorgelegt; der Erblasser war hochvernögend, die Gegnerin unbemittelt- 
daher konnte sie keine solche Zahlung erbringen. Es passt ins Bild, dass diese Zahlung nur 
konstruiert worden war, damit die Gegnerin die ihr wohl sehr unangenehmen 
Pflichtteilsansprüche nicht zahlen muss- offenbar mag man die hiesige Rechtslage nicht 
akzeptieren.
 
Nachlass, Beerdigung etc.:

Die vorgelegten Rechnungen für Beerdigungskosten, Grabpflege ergeben in der Summe 
9722,88 € und nicht 10.122,88 €. Für den Betrag von 1939,55 € fehlt die Rechnung. Für die 
Anzahlung Grabpflege von 214 € fehlt eine Rechnung bzw. Verrechnung. Ferner fehlen 
sämtliche Zahlungsbelege. Wurde zur Zahlung der Nachlassverbindlichkeiten ein Kredit 
aufgenommen?
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Zudem wurde die Ast von der Gegnerin und Alleinerbin weder über den Tod des Erblassers 
informiert noch zur Beerdigung eingeladen- weshalb sie auch nicht an den Koste zu 
beteiligen ist.

AB S. 73: 

9. Übersicht aus den bisherigen Verfahrensgängen: PKh Bewilligungen

….

a) erstes Pkh Verfahren 80 O 6/22

Der erste Pkh Antrag mit Klageentwurf Pflichtteilsansprüche war in der Poststelle des 
LG Berlin am 11.05.22 abgegeben.

Beweis: Posteingangsstempel auf der ersten Seite des Klageentwurfs, K 69

Ausweislich des LG Berlin wurde am 19.05.22 der Gegnerin zugestellt.

Beweis: Schreiben des Gericht an Ast, K 70

Am 10.07.23 erkundigte sich die Ast nach dem Sachstand des Pkh Verfahrens
Beweis: Schreiben der Ast an LG Berlin vom 10.07.23, K 71

Allerdings gab es keinen Rechtsanwalt der im Pkh Verfahren vertreten hat, so dass 
sich nicht erschliesst, wie das LG darauf kommt. Die Ast hatte das Pkh Verfahren 
alleine geführt und zudem extra erklärt, dass wegen der Anwaltsgebühren die dieses 
auslöst, der Rechtsanwalt erst danach beauftragt wird.

Beweis: Beschluss des LG Berlin vom 25.07.23, zugestellt am 26.07.23, K 72

Dies wurde dem Gericht im Beschwerdeverfahren auch noch einmal mitgeteilt.

Bewilligt wurden:
S. 16
1.4.1, 1.4.2 sowie 2 und 3
S. 15
1.3.
1.4.1 Die Antragsgegnerin wird verurteilt, ein Verkehrswertgutachten zum Todestag, dem 
01.12.2020 zu dem Hausanwesen –Wetzbach 34. in 64673 Zwingenberg eingetragen im 
Grundbuch von Zwingenberg, Liegenschaftsbuch 1569, Blatt 1775, Flur 3, Flurstück Nr. 731, 
Hof- und Gebäudefläche Wetzbach 34 von einem unparteiischen Sachverständigen 
einzuholen und dem Kläger vorzulegen. Dabei ist auch die Wertermittlung zum 
Schenkungsvollzug anzugeben und die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen 
herauszugeben. Zudem hat dieses Gutachten den Wert der kapitalisierten dem Erblasser im 
Überlassungsvertrag genannten Rechte der verbliebenen Nutzung zum Zeitpunkt der 
Eigentumsumschreibung auszuweisen.
1.4.2  den Wert der nach Erteilung der Auskünfte aus dem Antrag zu 1. die gegebenenfalls 
sich weiter ergebenden und noch zu benennenden Gegenstände des realen und fiktiven 
Nachlasses zu ermitteln.
1.3 Die Antragsgegnerin wird verurteilt, ein notarielles Nachlassverzeichnisses vorzulegen, 
bei dessen Aufnahme die Antragstellerin hinzugezogen worden ist.

2. Gegebenenfalls, für den Fall, dass das Verzeichnis nicht mit der erforderlichen Sorgfalt 
erstellt worden sein sollte, wird beantragt, die Beklagte weiter zu verurteilen, an Eides statt 
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zu versichern, dass sie nach bestem Wissen den Bestand so vollständig angegeben hat, als 
sie dazu im Stande war bzw. an Eides statt zu versichern, dass sie ihre in dem notariellen 
Verzeichnis gemachten Angaben so vollständig und richtig gemacht hat, als sie dazu in der 
Lage war.

3. Nach Auskunftserteilung und Wertermittlung wird Zahlung in noch zu bestimmender Höhe 
des Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsanspruch verlangt, nebst Zinsen in Höhe von fünf 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit dem 18.11.21. Da die 
Antragsgegnerin den Tod des Erblassers nicht mitteilte, Zinsen für weitere 227 Tage.

Sämtliche Urkundenbeweise zu wesentlichen nicht angegebenen Geschenken und 
erheblichem verschwundenen Geldvermögen und Einkommen waren übergangen worden. 
Dergleichen im Beschwerdeverfahren Az. 19 W 138/23.

b) Da diese augenscheinlich nicht relevant waren, erhob die Ast am 16.08.2024 Klage am 
AG Spandau (  Az. 13 C 231/24  ).  

…

Dieses setzte den Streitwert wegen des verschwundenen Geldvermögens von 1, 8 Mio € 
allerdings auf 225.000€ fest, womit die Ast erneut Pkh und Verweisung beantragte.
Hier war erstmals für die Tatsache, dass die Gegnerin die als Geschenk angegebene, aber 
mit Suggestion der Sanierungsfälligkeit, der Zeugenbeweis angetreten worden, in Person 
des langjährigen Nachbarn, eines Bauingenieurs und auch die Herausgabe des 
Verkaufsexposes beantragt. Noch während der Klage war versucht worden, in die örtliche 
Bauakte Einsicht (immerhin gab es ja einen Erbschein seitens der Mutter der Ast und 
zeitweilig auch Miteigentümerin der Immobilie) zu nehmen, um zu sehen, ob dort ein 
schriftlicher Beweis zu Sanierungsmassnahmen geführt werden kann. Da weiterhin die 
Gefahr bestand, das sich im Ergebnis auf das einzige von der Gegnerin angegebene 
Geschenk, eben diese Immobilie konzentriert wird, und somit der wahre Wert zu beweisen 
ist. Auch hier war wieder ein Pkh Verfahren nötig, in dessen Verlauf die Bauamtsleiterin 
erklärte, dass in der Bauakte keine Sanierungsmassnahmen festgehalten sind.

c) Zweites Pkh Verfahren am LG Berlin (II) 51 O 170/25

…

Richtig ist, dass der Bf als juristischer Laiin erst im zweiten Pkh Verfahren im Juli 25, also vor
dem 12.07.25 bewusst wurde, dass es sich bei den von ihr schon im ersten Pkh Verfahren 
recherchierten und vorgelegten wesentlichen Beweisen um Urkundenbeweise handelt und 
damit auch Wiederaufnahme-, Restitutionsgründe vorliegen.

Im übrigen waren jedes Mal auch die gleichen Anträge gestellt.

Hier wurden folgende Anträge bewilligt, Beschluss vom 27.10.25:

Beweis: Bewilligung vom 27.10.25 und die Anträge am AG Spandau, zur Zuordnung; K
73

1.1.1
der Klägerin Auskunft zu erteilen über den Bestand des Nachlasses des Erblassers  und 
Ehemann der Beklagten, Wolfgang Wehner, gestorben am 01.12.2020 durch Ergänzung des
von ihr mit Schriftsatz ihres Prozessbevollmächtigten vom 16.12.2021 erstellten 
Nachlassverzeichnisses in folgenden Punkten: die erheblich fehlenden Geschenke des 
Erblassers an sie (bis dato bekannt:
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Aufnahme als Mitkommanditistin ohne eigene Einlage in der Artemis Research GmbH & Co. 
KG, Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 
5000€ und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 
31.10.06 mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & 
Co. KG geändert; 

zu den Patenten des Erblassers: 
503 08 475.1 angemeldet am 20.12.2003, Anmelder/Inhaber Chemtura Vinyl Additives 
GmbH;  50 2005 008 395.4 angemeldet am 23.06.2005, Anmelder/Inhaber IKA Innovative 
Kunststoffaufbereitung GmbH § Co. KG; 50 2008 006 004.9 angemeldet am 16.07.2008, 
Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US
50 2008 008 893.8 „; 50 2008 003 620.2 angemeldet am 17.10.2008, Anmelder/Inhaber IKA 
Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH § Co. KG; 10 2010 035 103.2 angemeldet am 
23.08.2010, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2011 013 826.1 
angemeldet am 05.08.2011, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2011 
017 255.9 „; 50 2012 009 930.7 angemeldet am 16.10.2012, Anmelder/Inhaber J.M. Huber 
Corp., Atlanta, GA, US; 50 2014 010 455.1 angemeldet am 12.02.2014, Anmelder/Inhaber 
J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2014 015.882.1 „.

für die unentgeltliche Arbeitsleistungen des Erblassers als Geschäftsführer in der Artemis 
Verwaltungs GmbH & Co. KG  Handelsregister B AG Augsburg HRB 19957, eingetragen am 
26.06.2003 und nach Verlegung Sitz Handelsregister B AG Darmstadt, HRB 85160, 
eingetragen am 04.07.2006, 14.12.2007 wurde der Name ebenfalls geändert in Catena 
Additives GmbH & Co. KG vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt des 
Erblassers am 22.11.2007:

für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des Erblassers als Geschäftsführer, Berater und 
Forscher in der Artemis Research GmbH & Co. KG, Handelsregister A AG Augsburg HRA 
14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 5000€ und nach Verlegung Sitz 
Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 31.10.06 mit 180.000€, am 
22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & Co. KG geändert, vom 
Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt der Beklagten am 13.08.2012;
erhaltene Arbeitsleistungen des Erblassers als Geschäftsführer, Berater und Forscher);
Geschenke des Erblassers an Dritte (bis dato bekannt: monatliche Zahlungen an den Enkel 
Rafael Wehner-Fleischberger, ab Februar 2012 von der Beklagten selber vorgenommen, da 
der Erblasser kein Konto mehr gehabt hat, insgesamt ca. 6000€),

1.4 Antrag auf Wertermittlung des Nachlasses gem. §§ 242, 2311, 2314 BGB,
1.4.2.
ein Sachverständigengutachten für ihre Beteiligung als Gesellschafterin, hier für ihre 
Aufnahme als Mitkommanditistin ohne eigene Einlage in der Artemis Research GmbH & Co. 
KG, Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 
5000€ und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 
31.10.06 mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & 
Co. KG geändert, von einem unparteiischen Sachverständigen einzuholen und der Klägerin 
vorzulegen. Dabei ist auch die Wertermittlung zum Schenkungsvollzug anzugeben und die 
zur Wertermittlung nötigen Unterlagen herauszugeben

1.4.6.
ein Sachverständigengutachten für die noch laufenden Patente des Erblassers:
ausweislich der Datenbank des Deutschen Patent- und Markenamts sind dort folgende 
anhängigen/in Kraft seienden Patente mit dem Erblasser als Erfinder verzeichnet (es werden
die Aktenzeichen angegeben):
503 08 475.1 angemeldet am 20.12.2003
50 2005 008 395.4 angemeldet am 23.06.2005
50 2008 006 004.9 angemeldet am 16.07.2008
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50 2008 008 893.8 „
50 2008 003 620.2 angemeldet am 17.10.2008
10 2010 035 103.2 angemeldet am 23.08.2010
50 2011 013 826.1 angemeldet am 05.08.2011
50 2011 017 255.9 „
50 2012 009 930.7 angemeldet am 16.10.2012
50 2014 010 455.1 angemeldet am 12.02.2014
50 2014 015.882.1
von einem unparteiischen Sachverständigen einzuholen und der Klägerin vorzulegen. Dabei 
sind auch die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen herauszugeben;

1.4.3
ein Sachverständigengutachten für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des Erblassers als 
Geschäftsführer in der Artemis Verwaltungs GmbH & Co. KG, Handelsregister B AG 
Augsburg HRB 19957, eingetragen am 26.06.2003 und nach Verlegung Sitz Handelsregister
B AG Darmstadt, HRB 85160, eingetragen am 04.07.2006, 14.12.2007 wurde der Name 
ebenfalls geändert in Catena Additives GmbH & Co. KG vom Zeitpunkt der Firmengründung 
bis zum Austritt des Erblassers am 22.11.2007, von einem unparteiischen Sachverständigen 
einzuholen und der Klägerin vorzulegen. Dabei ist auch die Wertermittlung zum 
Schenkungsvollzug anzugeben und die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen (Bilanzen, 
Gewinn- und Verlustrechnungen, zugrunde liegende Geschäftsbücher) herauszugeben;

1.4.4
ein Sachverständigengutachten für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des Erblassers als 
Geschäftsführer, Berater und Forscher in der Artemis Research GmbH & Co. KG, 
Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 5000€ 
und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 31.10.06 
mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & Co. KG 
geändert, vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt der Beklagten am 13.08.2012, 
von einem unparteiischen Sachverständigen einzuholen und der Klägerin vorzulegen. Dabei 
ist auch die Wertermittlung zum Schenkungsvollzug anzugeben und die zur Wertermittlung 
nötigen Unterlagen (Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, zugrunde liegende 
Geschäftsbücher) herauszugeben

1.4.9.
ein Sachverständigengutachten für den nach Umzug im Sommer/Herbst nach in die 
Stadtvilla, Amberbaumallee 51, 14089 Berlin erworbenen ehegemeinsamen Hausrat von 
einem unparteiischen Sachverständigen einzuholen und der Klägerin vorzulegen. Dabei sind
auch die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen herauszugeben und insbesondere gem. § 
2325 BGB Angaben zur Indexierung zu mache (bei einer verbrauchbaren Sache wird der 
Wert im Zeitpunkt der Schenkung in Ansatz gebracht. Der Geldentwertung ist durch eine 
Indexierung des Wertes Rechnung zu tragen);

Im Beschwerdeverfahren 19 W 139/25 sind:

Auskunft und Vorlage Belege zu erheblichem verschwundenen Geldvermögen und 
Einkommen und außerdem die Frage, ob ein gesetzlicher Erbe einen Erbverzicht erklärt hat, 
ggf. ist die notarielle Urkunde vorzulegen.

Am 30.12.25 war Klage basierend auf den vorgenannten zwei Pkh Bewilligungen 
eingereicht, allerdings vom Gericht nicht an den Gegner zugestellt, weil man nur die 
Bewilligung aus 51 O 170/25 Beschluss vom 27.10.25 akzeptiert.
Es wird darauf verwiesen, dass ein Pkh Antrag zu Teilklage noch nicht gestellt wurde und ein
bezifferter Antrag zur Zahlungsstufe im Rahmen der Stufenklage noch nicht gestellt wurde.

Durch die Blockade der Klage für die Auskunftsstufe, sieht sich die Ast gezwungen, Teilklage
zu erheben, hilfsweise auf die Zahlungsstufe zu gehen.
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AB S. 75: 

10. Rechtslage

Teilklage im Rahmen der Stufenklage ist grundsätzlich zulässig (Joachim/Lange, 
Pflichtteilsrecht, 3. Auflage, 2017, Rn. 622).
Es muss ein einheitlicher Anspruch, gfls. mit einem Grundurteil ergehen.
….

Es konnte daher auch, vor Ergehen des zweiten Pkh Beschlusses keine Teilklage, hilfsweise
Zahlung des kompletten Anspruchs gestellt werden, da im ersten Pkh Verfahren sämtliche 
Urkundenbeweise zu wesentlich nicht angegebenen Geschenken und erheblichen und 
sämtlichen verschwundenen Geldvermögen und Einkommen übergangen worden war. Als 
Unbemittelte Person ist die behinderte Pflichtteilsberechtigte Ast leider auf rechtliches ehör in
Pkh Verfahren angewiesen.

Es wird darauf verwiesen, dass, wenn es um Unternehmen geht, Belege vorzulegen sind, da
hier der Wert ohne Kenntnis vom Pflichtteilsberechtigten nicht möglich ist zu beurteilen 
(wiederkehrende RS BGH, Urt. v. 02.11.1960 - V ZR 124/59, BGHZ 33, 373 = NJW 1961, 
602, zuletzt OLG München, 23.08.2021 - 33 U 325/21).

Schenkungen gehören als fiktives Vermögen zum als Pflichtteilsergänzungsanspruch zum 
Pflichtteil und sind ausgleichspflichtig.

Die Pkh Verfahren zur Stufenklage waren auch zulässig, die Pkh Bewilligungen für die 
Ergänzung der Auskunft, Wertermittlungen sind dazu da die Leistung zu bestimmen, um den 
Anspruch erfolgreich geltend zu machen (Die Stufenklage ist unzulässig, wenn die Auskunft 
begehrt wird, nicht um die Leistung zu bestimmen, sondern um sonstige Umstände in 
Erfahrung zu bringen, die es dem Kläger ermöglichen sollen, seinen Leistungsanspruch mit 
Erfolg geltend zu machen, Oberlandesgericht Oldenburg Beschl. v. 14.04.2000, Az.: 13 W 
19/00). Die Ast ist schutzwürdig, sie benötigt die Auskunft der ersten Stufe zwingend, um 
den restlichen Betrag beziffern zu können,
Der Wechsel der Stufen ist möglich, dergleichen kann zur Zahlungsstufe 
übergegangen werden.

Der auf Antrag des Klägers stets mögliche Wechsel von der Auskunfts- zur Leistungsstufe ist
keine Klageänderung nach § 263 ZPO, sondern eine stets zulässige Klageerweiterung nach 
§ 264 Nr. 2 ZPO, desgleichen das Übergehen einer ursprünglich angekündigten zweiten 
Stufe; die Wechselerklärung kann zwar als Prozesshandlung nicht widerrufen werden, aber 
die Rückkehr des Klägers in die erste Stufe ist wiederum nach § 264 Nr. 2 ZPO zuzulassen 
(OLG München, Urteil vom 1. Februar 2012 – 3 U 3525/11).

AB S. 79:

11. Weitere Anträge, Zustellung an Gegner, Aktenbeiziehung und Antrag auf Anordnung der 
Verbindung mit Az. 51 O 170/25,  Hinweise nach § 139 ZPO

Folgendes war damit sachlich und rechtlich substantiiert worden:

Urkunden- und Zeugenbeweise zu wesentlichen nicht angegebenen Geschenken und 
erheblichem und sämtlichen verschwundenen Geldvermögen und Einkommen. Das 
einzige von der Gegnerin angegebene Geschenk ist hochwertig saniert gewesen und 
nicht sanierungsfällig, es wurde zudem mit konstruierten Zahlungen belegt.
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Dies belegen auch die erwirkten Pkh Bewilligungen und Streitwertbeschlüsse.

Es wurden die nachweislich vorhandenen Gegenstände anhand der rechtlichen 
Bewertungen und vorliegenden Beweisen berechnet.

Rechtlich wurde zudem Beweislastumkehr wegen arglistiger Auskunft argumentiert.

Es wurde dargelegt, warum die Gegnerin arglistig Auskunft gab.

Teilklage bei Stufenklage und (hilfsweise) Zahlungsstufe sind zulässig und auch nicht 
verjährt.

5.Der Pkh ablehnende Beschluss genügt in keiner Weise den Massgaben und 
Prüfverfahren nach § 114 ZPO

a)
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 27
aa) Zulässigkeitsprüfung. Das Gericht hat zunächst die Prozessvoraussetzungen zu prüfen 
(OLG Karlsruhe FamRZ 98, 486).

Die Bf hat sich als pflichtteilsberechtigte Tochter des Erblassers legitimiert und eine schwere 
Behinderung nachgewiesen.

b)
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 28
Zuständigkeit des Gerichts

Die Bf hat durch das Az. 80 O 6/22 die im Pkh Verfahren anhängig gemachte Stufenklage 
am LG Berlin II nachgewiesen.

c)
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 22
Zunächst ist festzustellen, ob die eingenommene Rechtsposition haltbar ist, wobei die 
Klärung zweifelhafter Rechtsfragen im PKH-Verf ausscheidet (s Rn 24 f).

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 24
Die rechtl Grundlagen für die beabsichtigte Rechtsverfolgung bzw -verteidigung hat das 
Gericht grds vollständig zu prüfen.

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 25
Die Prüfung der Rechtslage hat auch bei rechtl schwierigen Fragen im PKH-Verf zu erfolgen,
wenn diese aufgrund einer feststehenden Rspr eindeutig zu beantworten sind. Ebenso ist 
das PKH-Gericht nicht gehindert, einen Rechtsstandpunkt in einer höchstrichterl nicht 
geklärten Rechtsfrage einzunehmen, wenn sich diese durch Auslegung des Gesetzes ohne 
Schwierigkeiten eindeutig beantworten lässt (BVerfGE 81, 347, 359; BVerfG NJW 2008, 
1060; BGH MDR 2013, 1066). Anders ist dies aber bei zugleich schwierigen und bisher 
ungeklärten Rechtsfragen. Art 3 I GG und das Rechtsstaatsprinzip gebieten es, dem 
Rechtssuchenden dann den Zugang zum Hauptsacheverf zu eröffnen, in dem eine vertiefte 
Erörterung der Rechtsfragen stattfinden kann (BVerfG NJW 2012, 2722; BGH NJW 2012, 
1964 Tz 14; BGH NJW 2012, 2663 Tz 16). Insb darf PKH nicht verweigert werden, wenn 
wegen grundsätzl Bedeutung der Sache die Revision/Rechtsbeschwerde zugelassen wird 
oder werden müsste (BGH MDR 2020, 1333). Dem ASt ist auch dann PKH zu bewilligen, 
wenn das Instanzgericht in der Sache zuungunsten des ASt entscheiden möchte (BGH MDR
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2013, 1799), selbst wenn es bereits Hauptsacheentscheidungen zu der Rechtsfrage in 
anderen Verf getroffen hat (BVerfG 4.10.2017 - 2 BvR 846/17). PKH ist in diesem Fall nicht 
nur für die unteren Instanzen, sondern auch für das letztinstanzl Verf, in dem die 
Grundsatzfrage geklärt wird, zu bewilligen (BVerfG NJW 2014, 2173 = MDR 2015, 723). Erst
recht darf die Erfolgsaussicht nicht verneint werden, wenn ein Instanzgericht in einer 
Rechtsfrage von der höchstrichterl Rspr abweichen will (BVerfG FamRZ 2007, 1876). 
Hinreichende Erfolgsaussicht ist stets zu bejahen, wenn ernstl Bedenken gegen die 
Verfassungsmäßigkeit eines entscheidungserhebl Gesetzes bestehen (OLG Frankfurt 
FamRZ 90, 315); es erübrigt sich dann, im PKH-Verf eine Entscheidung des BVerfG 
einzuholen (OLG Hamburg VersR 71, 835). Gleiches gilt, wenn eine Vorlage zum EuGH 
erforderl ist. Hinreichende Erfolgsaussicht ist bei Anwendbarkeit ausl Sachrechts 
anzunehmen, wenn der Rechtsstandpunkt des ASt nur mit einem Rechtsgutachten (§ 293) 
sicher beurteilt werden kann (KG 31.7.2023 - 3 WF 61/22, FamRZ 2023, 1951; OLG 
Saarbrücken 14.2.2020 - 6 WF 22/20, FamRZ 2021, 612). Bei Gesetzesänderungen ist PKH 
zu gewähren, wenn bei vernünftiger Betrachtungsweise fragl ist, ob die Rspr zum alten 
Recht auch auf die lex nova anzuwenden ist (OLGR Bremen 2008, 990).

Die Bf hat folgendes sachlich und rechtlich dargetan:
die Gegnerin und Alleinerbin hat nachweislich arglistig Auskunft erteilt.
Bei Arglist in erbrechtlicher Auskunft kommt laut BGH Beweislastumkehr in Frage.
Daneben wurde die Rechtssprechung zu Belegen bei erheblichem verschwundenen 
Vermögen und Einkommen dargelegt (OLG, BGH, BverfG).
Die Gegenstände im Nachlass wurden anhand der vorliegenden Beweise und rechtlichen 
Grundlagen berechnet.
Daneben wurden Beweisanträge zu Urkunden- und Zeugenbeweisen gestellt.
Rechtlich kommt Teilklage bei Stufenklage und natürlich auch der Hilfsantrag Zahlungsstufe 
in Betracht.
Sodann wurde bewiesen, dass der Erblasser nicht versorgt wurde und daher auch kein 
Abzug von Pflegeleistungen in Frage kommt.
Daneben wurde darauf hingewiesen, dass die BRD zur Gewährleistung des Erbrechts nach 
UN-BRK verpflichtet ist.

d)
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 22
Damit eng verbunden ist die Prüfung, ob die tatsächl Grundlagen, die die eingenommene 
Rechtsposition begründen, vorgetragen sind; also für den ASt, der PKH für eine Klage 
begehrt, ob das Klagevorbringen schlüssig ist (s Rn 26 ff).

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 26
a) Rechtsverfolgung. Begehrt der ASt PKH für die Rechtsverfolgung, ist zu prüfen, ob das 
von ihm beabsichtigte Verf (Klage, Rechtsbehelf) zulässig ist und sein Sachvortrag seine 
Rechtsposition unter Berücksichtigung zu erwartenden Verteidigungsvorbringens schlüssig 
begründet.

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 29
bb) Schlüssigkeitsprüfung. Erfolgsaussichten hat eine beabsichtigte Klage nur, wenn und 
soweit das Tatsachenvorbringen - als richtig unterstellt - das Klagebegehren rechtfertigt (zum
bezifferten Schmerzensgeldanspruch s Rn 24). Lässt das Klagevorbringen nicht eindeutig 
erkennen, ob und in welchem Umfang die Klage schlüssig ist, gilt § 139 auch im PKH-Verf 
(BVerfG FamRZ 2008, 131, 133; OLG Naumburg FamRZ 2016, 842). Auch bei einem 
anwaltl nicht vertretenen ASt darf das Gericht aber nicht den erforderl Sachvortrag, zB aus in
Bezug genommenen Anlagen oder dem Akteninhalt von Vorverf, selbst ermitteln. Einen 
Klageantrag muss der ASt nicht ankündigen, wenn sich das Begehren aus dem PKH-Antrag 
ergibt (OLG Naumburg FamRZ 2008, 68). Der Umfang der Darlegung, die vom ASt zu 
erwarten ist, entspricht grds der des Kl für die Klage (s vor § 253 Rn 23).
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Die Bf hat 73 Beweise, darunter Kopien Urkunden und Zeugenbeweise vorgelegt:
die Gegnerin war als Mitkommandantistin ohne eigene Einlage aufgenommen (Geschenk), 
sie hat erhebliche Arbeitsleistungen des Erblassers als Gf, Forscher und Berater zum 
Geschenk erhalten, sie hat dessen Patente als Geschenk erhalten;
ausweislich Verkaufsurkunde und Gerichtsakten mit eigenen Nachweisen des Erblassers 
sind 1,8 Mio€ verschwunden;
über 8 Jahre vor Tod war die hohe Rente des Erblassers verschwunden;
das einzige von der Gegnerin angegebene Geschenk war nicht sanierungsfällig, sondern 
hochwertig saniert, und mit konstruierten Zahlungen belegt;
es war vom Erblasser gegenüber einer Zeugin angekündigt, die Bf zugunsten der Gegnerin 
um sämtliche Pflichtteilsansprüche zu betrügen.

e)
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 22
Schließl muss der ASt sein tatsächl Vorbringen auch beweisen können (s Rn 33 ff). Die 
Erfolgsaussichten sind für jeden ASt gesondert zu prüfen. PKH kann daher beiden Parteien 
im selben Verf bewilligt werden, wenn die beiderseits schlüssigen Ausführungen durch 
Beweisanträge gestützt sind

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 33
Eine Beweisaufnahme findet im PKH-Prüfungsverf nicht statt (s § 118 Rn 1). PKH ist 
vielmehr idR bereits dann zu bewilligen, wenn der Erfolg der Rechtsverfolgung oder -
verteidigung vom Ausgang einer Beweisaufnahme abhängt; dabei genügt es, dass die 
Beweisaufnahme ernsthaft in Betracht kommt (BVerfG NJW 2008, 1060 = MDR 2008, 518; 
BVerfG FamRZ 2020, 1559). Das gilt auch, wenn es wenig wahrscheinl ist, dass der Beweis 
erbracht werden wird, denn es widerspricht dem Gebot der Rechtsschutzgleichheit, in 
diesem Fall die Rechtsverfolgung für aussichtslos zu erklären (BVerfG NJW 2003, 2976). 
Anders ist es aber, wenn die Gesamtwürdigung aller schon feststehenden Umstände und 
Indizien eine positive Beweiswürdigung zugunsten des Hilfsbedürftigen als nahezu 
ausgeschlossen erscheinen lässt (BVerfG NJW 2020, 534 Tz 27; BGH NJW 1994, 1160; 
OLG München 11.8.2023 - 5 W 774/23, ZIP 2023, 2532; OLG Düsseldorf 2.11.2022 - 12 U 
48/22, ZIP 2023, 600) und wenn eine vernünftige wirtschaftl denkende Partei, die die Kosten 
selbst bezahlen müsste, wegen des absehbaren Misserfolgs der Beweisaufnahme von einer 
Prozessführung absehen würde (OLG Köln NJW-RR 2001, 791; sa OLGR Koblenz 2009, 
297). Hier kann das Gericht aufgrund einer sog Beweisantizipation die Erfolgsaussichten 
verneinen.

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 34
Der Inhalt einer Zeugenaussage darf grds nicht vorweggenommen werden (OLG 
Braunschweig NJW-RR 2015, 239; OLG Köln FamRZ 95, 940),

Neben den o.g. dargestellten Beweisen, waren 20 Beweisanträge zu Vorlage von den 
originalen Urkunden und Zeugenbeweise gestellt worden. Diese waren zudem in Kopie 
vorgelegt, auch eidesstattlich versichert worden.

Es ist gerade nicht ersichtlich, dass diese unschlüssig sind und eine positive 
Beweiswürdigung ausgeschlossen ist.

f)
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 20
Erfolg bezieht sich auf das verfolgte Rechtsschutzziel (zB Klageanspruch, Klageabweisung) 
und meint deshalb den Erfolg in der Sache selbst (BGH MDR 2017, 1441).

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 21
Aussicht bedeutet zunächst, dass Erfolg noch möglich sein muss. Maßgebl ist dabei grds 
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nicht der Zeitpunkt der Antragstellung, sondern der der gerichtl Entscheidung über den PKH-
Antrag (s § 127 Rn 15).

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 22
Erfolgsaussicht besteht nach einer in der Rspr verwendeten Formel, wenn das Gericht den 
Rechtsstandpunkt der PKH begehrenden Partei auf Grund ihrer Sachdarstellung und der 
vorhandenen Unterlagen für vertretbar hält und von der Möglichkeit der Beweisführung 
überzeugt ist (BGH NJW 88, 266; BGH NJW 94, 1160; OLG Karlsruhe 23.3.2015 - 9 W 6/15,
FamRZ 2015, 1413). 

Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 36. Auflage, 10/2025, § 114 ZPO, Rd-Nr. 23
Hinreichend bestimmt den an die Prüfung der Erfolgsaussicht anzusetzenden Maßstab. 
Dieser darf nicht überspannt werden, weil andernfalls die grundgesetzl verbürgte 
Rechtsschutzgleichheit verletzt würde (BVerfGE 81, 347, 357; s vor § 114 Rn 1). 
Hinreichende Erfolgsaussicht darf daher nicht mit Erfolgsgewissheit gleichgesetzt werden; 
auch darf keine - ohnehin kaum objektiv zu bemessende - überwiegende Wahrscheinlichkeit 
für den Erfolg verlangt werden (OLGR Frankfurt 2007, 787). Die Erfolgsaussicht darf 
umgekehrt auch keine nur „entfernte“ sein (BVerfG NJW 2015, 2173 Tz 12). Der Ausdruck 
einer „gewissen“ Erfolgswahrscheinlichkeit (OLG München FamRZ 89, 199) bringt den so zu 
bestimmenden Maßstab treffend zum Ausdruck. Die Anforderungen unterscheiden sich 
dabei nicht für die Rechtsverfolgung und -verteidigung; § 114 I differenziert insoweit nicht (aA
OLG Karlsruhe FamRZ 91, 1458: weniger streng für Bekl).

Damit ist eine hinreichende Erfolgsaussicht sehr wohl gegeben.

6. Daher wird eine Gehörsverletzung gerügt

Das Grundgesetz sichert rechtliches Gehör im gerichtlichen Verfahren durch das 
Verfahrensgrundrecht des Art. 103 Abs. GG. Rechtliches Gehör ist nicht nur ein 
"prozessuales Urrecht" des Menschen, sondern auch ein objektivrechtliches 
Verfahrensprinzip, das für ein rechtsstaatliches Verfahren im Sinne des Grundgesetzes 
schlechthin konstitutiv ist (vgl. BVerfGE 55, 1). 

„Rechtliches Gehör sichert den Parteien ein Recht auf Information, Äußerung und 
Berücksichtigung mit der Folge, dass sie ihr Verhalten im Prozess eigenbestimmt und 
situationsspezifisch gestalten können. Insbesondere sichert es, dass sie mit Ausführungen 
und Anträgen gehört werden." (BVerfG, Beschl. v. 30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = 
BVerfGE 107, 395).

,,Art. 103 Abs. 1 GG steht daher in einem funktionalen Zusammenhang mit der 
Rechtsschutzgarantie (vgl. BVerfGE 81, 123). Diese sichert den Zugang zum Verfahren, 
während Art. 103 Abs. 1 GG auf einen angemessenen Ablauf des Verfahrens zielt: Wer bei 
Gericht formell ankommt, soll auch substantiell ankommen, also wirklich gehört werden. 
Wenn ein Gericht im Verfahren einen Gehörsverstoß begeht, vereitelt es die Möglichkeit, 
eine Rechtsverletzung vor Gericht effektiv geltend zu machen." (BVerfG, Beschl. v. 
30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = BVerfGE 107, 395).

"Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verpflichtet Art. 103 
Abs. 1 GG das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen 
und in Erwägung zu ziehen. Dabei soll das Gebot des rechtlichen Gehörs als 
Prozessgrundrecht sicherstellen, dass die von den Fachgerichten zu treffende Entscheidung 
frei von Verfahrensfehlern ergeht, welche ihren Grund in unterlassener Kenntnisnahme und 
Nichtberücksichtigung des Sachvortrags der Parteien haben." (BVerfG, Beschl. v. 
08.04.2004, 2 BvR 743/03, Rn. 11.).
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Von einer Verletzung des Rechts auf Gehör ist auch dann auszugehen, wenn die 
Begründung der Entscheidung des Gerichts nur den Schluss zulässt, dass sie auf einer 
allenfalls den äußeren Wortlaut, aber nicht den Sinn des Vortrags der Partei erfassenden 
Wahrnehmung beruht (BGH, Beschl.. v. 29.10.2019- 1 U 139/19).

Die Bf verweist daher auf die am 08.06.26 gestellten Anträge:
Gehörsrüge gegen die Nicht-Bekanntgabe des o.g. genannten Pkh Antrags an den Gegner
und Wiedereinsetzung des Pkh-Verfahrens und Bekanntgabe an den Gegner.

Denn es wurde auch nicht gehört, dass Bekanntgabe an den Gegner beantragt wurde.

7. Rechtliche Grundlagen Pkh-Beschwerde

Beschwerde ist auch nach § 574 Abs. 3 ZPO zuzulassen, weil die Rechtssache grds 
Bedeutung hat, der Fortbildung des Rechts oder der Sicherung einer einheitlichen 
Rechtssprechung dient. daher ist dem Pkh Antrag stattzugeben (BGH NJW 2003, 1116; 
BGH NJW-RR 2004, 1162)

Rechtsfragen, die zur Einheit der Rechtsordnung oder der Rechtsfortbildung 
klärungsbedürftig sind, sind nicht im Nebenverfahren der Prozesskostenhilfe zu entscheiden.
Sondern, wenn einer Rechtsfrage diese Bedeutung zukommt, es dem Gebot der
Rechtsschutzgleichheit zuwider läuft, dem Unbemittelten wegen fehlender Erfolgsaussichten
seines Begehrens Prozesskostenhilfe vorzuenthalten (OVG Bremen, 01.12.2010 - 2 S 
14/10). Prozesskostenhilfe ist daher auch dann zu gewähren, wenn die Entscheidung in der 
Hauptsache von der Beantwortung einer schwierigen, bislang ungeklärten Rechtsfrage 
abhängt (BVerfG, Beschluss vom 04.02.2004 – 1 BvR 1715/02 23 ).

„Dem ASt ist auch dann Pkh zu bewilligen, wenn das Instanzgericht in der Sache
zuungunsten des ASt entscheiden möchte (BGH MDR 2013, 1799), selbst wenn es
bereits Hauptsacheentscheidungen zu der Rechtsfrage in anderen Verf getroffen hat
(BVerfG 4.10.2017 - 2 BvR 846/17). Pkh ist in diesem Fall nicht nur für die unteren
Instanzen, sondern auch für das letztinstanzl Verf, in dem die Grundsatzfrage geklärt
wird, zu bewilligen (BVerfG v. 4.5.2015 - 1 BvR 2096/13, NJW 2014, 2173 = MDR 2015,
723; aA Geimer 32. Aufl Rn 21).“ (aus: Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 34. Aufl.
2022, § 114 ZPO, Rn. 25)

Pkh ist vielmehr idR bereits dann zu bewilligen, wenn der Erfolg der 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung vom Ausgang einer Beweisaufnahme 
abhängt; dabei genügt es, dass die Beweisaufnahme ernsthaft in Betracht kommt 
(BVerfG v. 19.2.2008 - 1 BvR 1807/07, NJW 2008, 1060 = MDR 2008, 518; BVerfG 
v. 13.7.2020 - 1 BvR 631/19, FamRZ 2020, 1559): (aus: Schultzky in: Zöller, 
Zivilprozessordnung, 34. Aufl. 2022, § 114 ZPO, Rn. 32)

Neuer Sachvortrag und darauf gründender Rechtsvortrag sind im 
Beschwerdeverfahren zulässig (Hessisches Landarbeitsgericht vo 26.05.2020 Az. 14
Ta 26/20). Es muss kein neuer Pkh-Antrag gestellt werden, denn das erstinstanzliche
Gericht hat im Abhilfebeschluss die Möglichkeit unter Berücksichtigung des neuen 
Vorbringens zu entscheiden

8. Zudem wird der Antrag auch mit den besonderen Pflichten aus der UN-BRK 
begründet.

Behinderte Personen sind aufgrund ihrer körperlichen Vulnerabilität und der damit oft einher 
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gehenden finanziellen Vulnerabilität ideale Opfer. Zudem sind Rechtszugang und 
Rechtsdurchsetzung ausweislich Studien bei Behinderung und Armut verengt.

Behinderte und ihre Belange werden nicht gehört.

In Bezug auf den sozialen Status stellt eine in 2026 erscheinenden Studie fest: „Danach 
scheint es sowohl bei der PKH (Prozesskostenhilfe) als auch bei der Beratungshilfe äußerst 
beunruhigende Tendenzen zu geben. Komplizierte Formulare und langwierige Verfahren 
hielten Menschen zunehmend davon ab, zu ihrem Recht zukommen. Ohne anwaltliche Hilfe 
seien viele nicht in der Lage, die entsprechenden Anträge auszufüllen. Und versuchten sie 
es dennoch auf eigene Faust, sei bei der PKH die Erfolgsquote gering. … Vor dem 
Hintergrund dieser Entwicklung bezweifelt der WZB-Forschungsgruppenleiter auch, ob die 
Ausgestaltung der Kostenhilfe für sozial Schwache überhaupt noch den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) gerecht wird. Karlsruhe hatte 2008 aus dem in Art. 20 
Abs.1 Grundgesetz (GG) verankerten Sozialstaatsprinzip und aus dem allgemeinen 
Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) die Forderung nach einer weitergehenden Angleichung 
der Situation von Bemittelten und Unbemittelten im Bereich des Rechtsschutzes abgeleitet. 
Der Unbemittelte müsse ebenso wirksamen Zugang zur Rechtsdurchsetzung bekommen wie
ein Begüterter. Und dieser Anspruch auf Rechtschutzgleichheit betreffe mitnichten nur den 
prozessualen, sondern auch den außergerichtlichen Bereich, so das BVerfG (Beschl. v. 
14.10.2008, Az. 1 BvR 2310/06).“ (zitiert aus: Zugang zum Recht immer beschwerlicher “Wir 
erleben den Zusammenbruch des Beratungshilfesystems” von Hasso Suliak, 09.12.2025, 
https://www.lto.de/recht/juristen/b/zugang-zum-recht-pkh-beratungshilfe-anwaltschaft-brak-
wzb; Wrase, Michael/Behr, Johanna/Günther, Philipp/Mobers, Lena/Thies, Leonie (2022): 
Zugang zum Recht in Berlin. Zwischenbericht explorative Phase, WZB Discussion Paper, P 
2022-004, Berlin: Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, Studie erscheint 2026).

Das Problem beschreibt auch „Der Zugang zur Justiz für Menschen mit Behinderungen – 
Artikel 13 der UN-Behindertenrechtskonvention“ Bericht zum virtuellen Fachgespräch der 
Aktion Mensch und des Deutschen Instituts für Menschenrechte am 22. März 2021 (Von 
Nikola Hahn, M. A., Deutsche Vereinigung für Rehabilitation e. V., und, Lea Mattern, M. A., 
Humboldt-Universität zu Berlin, 
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Information/
Information_Zugang_zur_Justiz_fuer_Menschen_mit_Behin-derungen.pdf)

Dass diese nicht bei der Legislative und Judikative ankommen, hat die UN 
Behindertenrechtskommission in den seit 2009 wiederkehrenden Staatenprüfverfahren 
festgestellt (zuletzt in: Abschliessende Bemerkungen des kombinierten zweiten und dritten 
periodischen Bericht über Deutschland, 2023, 
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/CRPD-C-DEU-CO-2-3.pdf):
der Behindertenrechtsausschuss ist besorgt über den Mangel an Anerkenntnis in Regierung,
Gesellschaft und Rechtssystem.
Der Ausschuss ist besorgt über das zunehmende Armutsrisiko.
Zugang zur Justiz (Art. 13)27. Der Ausschuss ist besorgt über die Barrieren für Menschen 
mit Behinderungen beim Zugang zur Justiz, darunter
a) das Fehlen verfahrensbezogener und altersgemäßer Vorkehrungen im Justizbereich und 
die Kosten, die Menschen mit Behinderungen entstehen, wenn sie selbst für Vorkehrungen 
und Unterstützung sorgen müssen, um eine wirksame Beteiligung an Gerichtsverfahren zu 
ermöglichen;
(b) das mangelnde Verständnis von Angehörigen der Rechtsberufe im Hinblick auf den 
Zugang von Menschen mit Behinderungen zur Justiz;
(c) das Fehlen barrierefreier Einrichtungen, Informationen und Kommunikation der Justiz.
28. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Konsultation und unter aktiver 
Mitwirkung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen eine nationale Strategie 
für eine behindertengerechte Justiz zu entwickeln, um
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a) die Verfahrensregeln im Straf-, Zivil-, Arbeits- und Verwaltungsrecht dahingehend zu 
ändern, dass Menschen mit Behinderungen in allen Verfahren kostenlos 
verfahrensbezogene und altersgemäße Vorkehrungen bereitgestellt werden;
b) eine angemessene Schulung der in der Rechtspflege tätigen Personen, einschließlich der 
Richterschaft, der Polizei und des Justizvollzugspersonals, in den Normen und Grundsätzen 
des Übereinkommens sicherzustellen, um den Zugang zur Justiz zu gewährleisten;
c) sicherzustellen, dass Einrichtungen sowie Informationen und Kommunikation der Justiz 
barrierefrei sind.

In dem Entwurf zum Pkh Antrag vom 27.02.26 wurde ausführlich begründet warum 
hier eine arglistige Auskunft vorliegt. Kurz zusammengefasst: ist es arglistig, zu 
behaupten der Nachlass sei dürftig, wenn die Pflichtteilsansprüche min. 500.000€ 
betragen?
Diese Frage dürfte sich selbst beantworten.

In der Gewährleistung des Erbrechts aus der UN-BRK u.a. lag auch der Grund für den Pkh 
Antrag auf Teilklage hilfsweise Zahlung vom 27.02.26- da bei arglistiger Auskunft, es wird 
Dürftigkeit erklärt, wiewohl ausweislich K 82 bis 85 ein Anspruch von 500.000€ besteht, die 
vom BGH angeregte Beweislastumkehr diskutiert werden muss.
 
Ausweislich
UN-BRK Art. 12 
Gleiche Anerkennung vor dem Recht
(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten und 
wirksamen  Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen 
das gleiche Recht wie  andere haben,  Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre 
finanziellen Angelegenheiten selbst  zu regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen, 
Hypotheken und anderen Finanzkrediten  zu haben, und gewährleisten, dass 
Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich ihr Eigentum entzogen wird.

Wenn man sich anschaut wie hier, dass 2 aufwändige Pkh Verfahren inklusive einer Klage 
am AG nötig waren, um die Gerichte bis dato zumindest teilweise zur Wahrnehmung der 
Sachlage zu zwingen, ist dies behinderten Personen nicht zuzumuten. 

Zudem sind diese wie hier oft arm und können gar keine anwaltliche Vertretung bezahlen. 
Der Staat ist hier aufgefordert etwas zur Gewährleistung Gewährleistungspflicht zu 
unternehmen. Behinderte sind vulnerabel und daher besonders schutzwürdig, das ist der 
Normzweck der UN-BRK. Wie man hier mustergültig sieht, sind die steten Hürden statt UN-
BRK außerordentlich anstrengend für Behinderte und kaum zu bewältigen.

Daher werden Pkh Antrag auf Teilklage, hilfsweise auf Zahlungsstufe, die sich auf die 
Beweislastumkehr stützen, mit der Gewährleistungspflicht aus der UN-BK begründet.

a). Die Gegnerin und Alleinerbin teilte der Bf und Tochter des Erblassers nicht nur 
dessen Tod nicht mit und blieb bei ihrer erbrechtlichen Auskunft trotz Hinweisen der 
Bf dass diese falsch ist.

Ausweislich K 5 war der Erblasser am 01.12.20 verstorben, was die Gegnerin der Bf aber 
nicht mitgeteilt hat, ausweislich K 5 erfuhr diese erst am 16.07.21 über das Nachlassgericht 
am 13.07.21 von dessen Tod.

Zudem hat die Bf die Gegnerin am 18.11.20 selbst danach gefragt und in ihrem 
Auskunftsverlangen explizit gefragt ob die Auskunft zu den vom Erblasser erhaltenen 
Geschenken abschliessend ist. In den Nachträgen  dann an deren Rechtsvertreter wurden 
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auch nach geistigen Eigentumsrechten, Geschenke an Dritte und hier auch 
Anstandgeschenke gefragt. Daher war die Gegnerin über ihren Rechtsvertreter auch 
informiert, dass diese Dinge abgefragt worden waren.

Die Gegnerin hat die Bf mit der Beauftragung eines Wertgutachtens, notariellen 
Verzeichnisses über 3 Monate hingehalten und erst im ersten erbrechtlichen Pkh Verfahren 
Dürftigkeit erklärt.

Ausweislich K 7 forderte die Bf am 18.11.21 die Gegnerin zur Auskunft auf

Ausweislich K 8 antwortete der Rechtsanwalt der Gegnerin am 16.12.2021.

Am 12.01.2022 fragte die Bf nach, ob die Erklärung über ergänzungspflichtige Geschenke 
abschliessend ist. Außerdem wurde eine Wertermittlung der Immobilie mit Fristsetzung zum 
16.02.22 angefordert.

Beweis: Schreiben der Bf vom 12.01.2022, K 88

Am 06.02.2022 ergänzte die Bf mit Fristsetzung zum 04.04.22 wegen der fehlenden 
Aufstellung/Kontenauszüge des Erblassers als auch zum Konto der Antragsgegnerin als de 
facto gemeinsames Konto die Beiziehung eines Notars an. Außerdem wurde nach geistigen 
Eigentumsrechten gefragt.

Beweis: Schreiben der Bf vom 06.02.2022, K 89

Am 16.02.2022 verwies der Rechtsanwalt der Gegnerin darauf, dass die Beantwortung der 
Fragen unnötig sei, da ein notarielles Verzeichnis gefordert wurde- und suggerierte damit ein
solches in Auftrag geben zu wollen. Im Pkh Verfahren wurde dann Dürftigkeit erklärt.

Beweis: Schreiben der Rechtsanwalts der Gegnerin vom 16.02.2022, K 90

Am 05.04.2022 setzte die Bf eine Nachfrist bis zum 22.04.2022.

Beweis: Schreiben der Bf vom 05.04.2022, K 91

Am 21.04.2022 erklärte der Rechtsanwalt der Gegnerin zum 12.05.2022 auf die 
Angelegenheiten zurückzukommen wollen

Beweis: Schreiben des Rechtsanwalts der Gegnerin vom 21.04.2022, K 92

Am 21.04.2022 erklärte die Gegnerin zum 12.05.2022 auf die Angelegenheiten 
zurückzukommen wollen. Es wurde erneut erklärt, aus Krankheitsgründen nichts tun  zu 
können.

Beweis: Schreiben der Gegnerin vom 12.05.2022, K 93

Im ersten Pkh Verfahren Az 80 O 6/22 am 07.07.22 behauptete die Gegnerin, dass der 
Nachlass dürftig sei.

Beweis: Schreiben der Gegnerin vom 07.07.22, K 94
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b). Die Gegnerin hat wahrheitswidrig und besonders arglistig wissentlich falsch und 
unvollständig Auskunft erteilt. Die Gegnerin war nach §§ 242, 2314 BGB zur korrekten 
Auskunft und Leistung verpflichtet.
Der spätere Erblasser hatte gegenüber einer Zeugin erklärt, die Bf zugunsten der Alleinerbin 
um alle Pflichtteilsansprüche zu betrügen. Die Bf hat dafür auch den Zeugenbeweis 
angeboten.

Zeugenbeweis: Astrid Wehner-Fleischberger, Brunnerstr. 27. 80804 München

Daher ist auch sämtliches Geldvermögen und Einkommen verschwunden und weitere 
wesentliche Geschenke verschwiegen, sondern nur die der Bf bekannte Immobilie 
angegeben, letztere aber mit konstruierten Zahlungen belegt, ferner behauptet die 
Alleinerbin, der spätere Erblasser und sie seien mit 30 Jahre altem Hausrat in eine neue 
Stadtvilla gezogen.

Die Gegnerin und Alleinerbin hat systematisch alles runtergerechnet oder verschwiegen oder
zu Lebzeiten verschwinden gelassen, um möglichst keine Pflichtteilsansprüche entstehen zu 
lassen. Hier wurde systematisch und konsequent, über Jahre planmässig, nämlich gleich seit
Beginn der Ehe mit dem späteren Erblasser vorgegangen.

Augenscheinlich wurde von dieser von der Gegnerin ausweislich K 5 auch durchgeführt, 
denn am 16.12.2021 antwortete der Rechtsanwalt der Gegnerin, das eigentliche 
Auskunftsanschreiben auf 2 Seiten obenauf, erteilt vom Rechtsanwalt der Gegnerin
und darunter die Anlagen, wie von deren Rechtsanwalt sortiert:
seine Bevollmächtigung, als Vollmacht bezeichnet,
als Anlage 3 bezeichnet (Seiten 4 bis 17): der Schenkungsvertrag der Immobilie;
als Anlage 4 bezeichnet: eine Seite vor Schenkung über 10 Jahre alten 
Verkehrswertgutachtens zur Immobilie;
Als Anlage 5 bezeichnet: die Bestätigung des Rechtsanwalts der später verstorbenen Mutter 
der Bf, dass der Betrag von 101.232,21€ zur Löschung von Grundschulden am 16.11.2010 
auf dem Anderkonto eingegangen ist;
Seite 19 bis 20 Nachlassverzeichnis von dem Rechtsanwalt der Verdächtigten erstellt, hier 
wird angegeben dass der Hausrat des Erblassers über 30 Jahre alt gewesen sei.
Seite 20: Foto des einzigen Kunstgegenstands den der Erblasser noch besessen hatte
als Anlage 2 bezeichnet, insgesamt 8 Seiten: Rechnungen Beerdigung, Grabpflege

Darin wurde erklärt:

die Gegnerin habe ein Hausgrundstück des Erblassers, Wetzbach 34. in 64673 Zwingenberg
eingetragen im Grundbuch von Zwingenberg, Liegenschaftsbuch 1569, Blatt 1775, Flur 3, 
Flurstück Nr. 731, Hof- und Gebäudefläche Wetzbach 34 am 12.12.2006 zum Geschenk 
erhalten.

Ausweislich § 3 des Überlassungsvertrags war die Gegnerin von jeder Zahlungspflicht 
freigestellt. Es wurde erklärt, dass der Erblasser die Darlehen weiter bedienen würde und 
dass diese für Investitionen auf dem Grundstück verwendet wurden.

In § 3 wurde erklärt, dass am 16.11.2010 von der Gegnerin auf der Immobilie lastenden 
Grundschulden in Höhe von 101.232,21 € abgelöst wurden. Dazu wurde eine 
Zahlungsbestätigung seitens eines Rechtsanwalts, Ra Matschke, vorgelegt.

In § 5 wurde erklärt, die Gegnerin habe die Hausimmobilie für geleistete eheliche Dienste 
erhalten. Sodann habe die Verdächtigte den Erblasser mit 150,000 € unterstützt.

Der Niesbrauch des Erblassers sei mit 24.000 € p.a. anzusetzen, überdies übernahm der 
Erblasser ausweislich § 18 alle Lasten und Aufwendungen.
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Es wurde die Seite 25 eines Sachverständigengutachtens vom 30.12.1995 vorgelegt, worin 
der Wert mit 810.000,00 DM beziffert worden war.

Es wurde erklärt, der Erblasser habe sein Konto im Februar 2012 aufgelöst.  Dieses habe 
einen Kontenstand von 3182,06 € gehabt. Die Gegnerin habe alle Zahlungen von ihrem 
Konto abgewickelt.

Es wurde erklärt, es gäbe nur einen Kunstgegenstand, von der Gegnerin mit nach eigener 
Recherche mit vielleicht 200 bis 300 € beziffert Das Klavier sei verschenkt wurden. Der 
Hausrat sei alt und wertlos gewesen.

Sodann wurde erklärt die Beerdigung habe 10122,88 € gekostet.

Es wurde erklärt, die Gegnerin habe keine weiteren Geschenke des Erblasser erhalten, auch
Geschenke des Erblassers an Dritte seien nicht bekannt.

Die Gegnerin hat nur die Immobilie 64673 Zwingenberg als Geschenk angegeben, mittels 
der letzten Seite eines alten Wertgutachtens suggeriert, sie habe diese sanierungsfällig 
geschenkt bekommen, wiewohl sie diese ausweislich Zeugen hochwertig saniert geschenkt 
bekam. Sie hat diese mit konstruierten Zahlungen belegt, nämlich mit der Behauptung der 
Tilgung von Eigentümergrundschulden von über 100.000€, zu denen ausweislich 
Schenkungsvertrag der spätere Erblasser verpflichtet war und er mündlich und schriftlich 
gegenüber der Bf und Zeugen angegebene hat, diese bezahlt zu haben. Sodann mit einer 
behaupteten Zahlung von 150.000€, die sie als Geringverdienerin vor der Ehe mit dem 
späteren Erblasser ausweislich ihres einigen Arbeitgebers nach der Universität gar nicht 
leisten konnte und es auch nicht einsehbar ist, wieso der ausweislich Urkunden 
hochvermögende Erblasser diese benötigt haben sollte.

Sie hat darüber hinaus behauptet, dass der Erblasser ca. 30 Jahre alt sei. Dies ist gelogen, 
denn sie war mit dem späteren Erblasser ca. 1 Jahr vor dessen Tod in eine von ihr gekaufte 
neue Stadtvilla in Kladow verzogen und der Hausrat dort war ausweislich eines Zeugen 
hochwertig und neu. Die Gegnerin war nach ihrer erbrechtlichen Auskunft mit dem Erblasser 
in Gütergemeinschaft verheiratet.

Weitere wesentliche Geschenke des späteren Erblassers an sie hat sie nicht angegeben, 
obwohl sie von der Bf im Schriftwechsel zum Auskunftsverlangen explizit gefragt wurde, ob 
die Angabe zu den Geschenken an sie abschliessend ist und sie auch nach geistigen 
Eigentumsrechten des späteren Erblassers gefragt worden war.
Angegeben wurde nicht, dass sie in der Firma, die der spätere Erblasser nach seiner 
Berentung gegründet hat, ausweislich Zeugen als Mitkommanditistin ohne eigene Einlage 
aufgenommen war, dass sie dessen Patente verkaufte (was ihr auch bekannt war, da sie 
darauf miteingetragen war), sie für knapp 10 Jahre dessen Arbeitsleistungen als Dr. Dipl. 
Chem. als Geschäftsführer, Forscher und Berater in dessen Firmen vereinnahmte, weil sie 
als Geschäftsführerin nur sich zahlte).

Sie darüber hinaus auch nicht, wiewohl extra in der Auskunft drauf hingewiesen, dass der Bf 
Geschenke des späteren Erblassers an Dritte bekannt sind, u.A. waren der Gegnerin diese 
auch bekannt, weil sie z.B. für den späteren Erblassers an dessen Enkel ab Februar 2012 
bis zum Tod des Erblassers regelmässig Geldzahlungen, insgesamt ca. 6000€ vornahm.

Darüberhinaus erklärte die Gegnerin und Alleinerbin in ihrer erbrechtlichen Auskunft, der 
spätere Erblasser habe ab Februar 2012 kein Konto mehr gehabt. Ausweislich dessen 
gerichtlichen Akten zur Ehescheidung von dessen erster Frau (und Mutter der Bf) hatte der 
Erblasser als leitender Angestellter vor seiner Berentung sehr gut verdient 
(Jahresgehaltsbescheide) und eine hohe Rente zu erwarten gehabt (Rentenbescheide). 
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Ausweislich des schriftlichen Zeugenbeweises der Rentenversicherung ist dessen hohe 
Rente auch bis zu dessen Tod überwiesen worden worden.

Augenscheinlich hat die Gegnerin diese Zahlungen vereinnahmt und nicht als Geschenk 
angegeben- auch hier wurde der Zeugenbeweis angeboten, um herauszufinden, an wen die 
Zahlung ging.

Verschwunden sind aber auch über 900.000€ Vermögen, deren Nachweise die damalige 
Rechtsvertreterin des späteren Erblassers ausweislich der Scheidungsakte in dessen 
Scheidungsverfahren einreichte und nachweislich in den Jahren 1991 bis 2008 vorhanden 
waren. Verschwunden sind aber auch weitere 900.000€, die laut notarieller Urkunde von 
Ende 2007, die im Besitz eines Dritten ist, der diese vorlegen kann, an den späteren 
Erblasser für den Verkauf seiner Firmenanteile gezahlt wurde.

Der Erblasser wohnte mietfrei in seiner eigenen Immobilie, die im Februar 2007 an die 
Gegnerin verschenkt worden war. Hier wurde ein Niesbrauch angesetzt.

So dass dieses Geldvermögen von über 1,8 Mio€ augenscheinlich auch die Gegnerin 
vereinnahmt hat. ohne diese als Geschenk anzugeben.

Die Gegnerin war als Alleinerbin zur erbrechtlichen Auskunft nach § 2314 BGB 
verpflichtet, hieraus auch nach § 242 BGB nach Treu und Glauben. Darüber hinaus, 
war sie als Ehefrau des Erblassers auch genau informiert, selbstverständlich wusste 
sie, wohin dessen Geldvermögen und Einkommen geflossen war, nämlich an sie und 
dass sie aus dessen Firmengründungen weitere Geschenke erhalten hat, die sie aber 
verschwiegen hat.

Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 39:
Der Täter muss eine Pflicht zur Wahrheit hinsichtlich vermögensrelevanter Tatsachen treffen,
er muss im Rahmen eines spezifischen Verhältnis verpflichtet sein, falschen oder fehlenden 
Vorstellungen des Opfers über solche Tatsachen durch aktive Aufklärung entgegen wirken,
es muss sich gerade aus der konkreten Rechtsbeziehung eines Aufklärungspflicht ergeben 
für die Begründung der Garantenstellung … hat sich als bedeutsame Fallgruppe die 
Anknüpfung an vertragliche Masstäbe von Treu und Glauben entwickelt.

Nach § 2314 BGB ist der Erbe verpflichtet, einem Pflichtteilsberechtigten Auskunft über den 
gesamten Nachlass zu erteilen. „Mit dem Auskunftsbegehren geht es um die Offenlegung 
der erforderlichen Angaben, damit der Pflichtteilsberechtigte die Höhe seines Anspruchs 
berechnen kann. Der Beweisnot des Pflichtteilsberechtigten soll abgeholfen werden (BGHZ 
33, 374 = NJW 1961, 6902; BGH NJW 1981, 2051; BGH NJW 2002, 2469).“ 
(Pflichtteilsrecht, Herzog, 3. Aufl., 2022, § 2314 BGB, Rn. 3).

Gemäß § 2314 hat die Erbin auch den fiktiven Nachlass anzugeben. Zu ihm gehören alle 
anrechnungs- und ausgleichspflichtigen Zuwendungen, also alle Schenkungen ungeachtet 
ob diese relevant sind oder nicht- denn dies hat der Erbe nicht zu entscheiden, sondern er 
muss stets dem Pflichtteilsberechtigten die Umstände und ggf. seine rechtliche Würdigung 
offen legen, damit dieser sie nachvollziehen und überprüfen kann. Bei Ehegatten ist eine 
zeitliche Schranke abzulehnen.(J. von Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch: Staudinger BGB - Buch 5: Erbrecht: §§ 2303 – 2345, 2015, § 2314 Rn. 16 ff.)

c). Da sich die Gegnerin nicht zur wahrheitsgemässen Auskunft verpflichtet sah, 
musste die Beschwerdeführerin im ersten Pkh Verfahren (Az     80 O 6/22  )   und hier noch   
im Beschwerdeverfahren (Az 19 W 138/23) alle Urkunden- und Zeugenbeweise selber 
recherchieren: zu sämtlichen und erheblichen verschwundenen Geldvermögen und 
Einkommen des späteren Erblassers; wesentlichen nicht angegeben Geschenken des 
späteren Erblassers an die Gegnerin; dass die einzig als Geschenk angegebene 
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Immobilie nicht sanierungsfällig, sondern hochwertig saniert verschenkt worden war, 
dass diese von der Gegnerin mit konstruierten Zahlungen belegt worden war; dass der
Hausrat nicht 30 Jahre alt war, sondern neu und hochwertig.

Richtig ist, dass der Bf als juristischer Laiin erst im zweiten Pkh Verfahren im Juli 25, also vor
dem 12.07.25 bewusst wurde, dass es sich bei den von ihr schon im ersten Pkh Verfahren 
recherchierten und vorgelegten wesentlichen Beweisen um Urkundenbeweise handelt.

Da sich die Gegnerin als Alleinerbin wahrheitswidrig wissentlich falsch und unvollständig und
besonders arglistig erbrechtliche Auskunft erteilt hat und diese auch auf Rückfrage mit 
Hinweisen, das diese nicht stimmte, nicht, war die Bf noch im ersten Pkh Verfahren 
fortwährend gezwungen, weitere Recherchen zu betreiben und die Beweise einzureichen. 
Zudem die Gegnerin hier ja ihre zugesagte Wertermittlung der Immobilie und das zugesagte 
Notarielle Verzeichnis zurückgenommen wurde und Dürftigkeit behauptet wurde.

Zu sämtlichen und erheblichen verschwundenen Geldvermögen und Einkommen-
Beweise vorgelegt in Klageentwurf vom 11.05.22 und am 15.07.22 und noch mal einzelne 
Bescheide zum hohen Einkommen und Renteneinkommen des Erblassers, das ausweislich 
schriftlicher Bestätigung der DRV auch bis zu dessen Tod gezahlt wurde,  am 20.02.23, 
09.03.23;
zum weiteren erheblichen verschwundenen Geldvermögen und wesentliche nicht 
angegebene Geschenke an die Gegnerin vom 04.10.22 (Patente).

Noch nach Ergehen des ersten Pkh Beschlusses vom 24.05.23 (zugestellt war dieser aber 
erst am 26.07.23 an die Bf zugestellt) und im Beschwerdeverfahren  war folgendes 
herausgefunden und mitgeteilt:

zu wesentliche nicht angegebene Geschenke des späteren Erblassers an die Alleinerbin:

am 10.07.23 (Mitkommanditistenanteil, Arbeitsleistungen des Erblasser; hier war der nur auf 
Notarielles Verzeichnis beschränkte und Auskunftsstufe für beendet erklärende Beschluss 
des LG Berlin bereits ergangen, nämlich am 13.06.23 aus Versehen an eine nicht 
bevollmächtigte Anwältin zugestellt, die diesen aber nicht an die Ast weiterleitete, die Ast 
erhielt diese erst am 26.07.23 auf Nachfrage zugestellt;
dergleichen im Beschwerdeverfahren eingereicht, Schriftsatz vom 01.12.23, K 105 
Schriftsatz vom 05.01.24, K 110 (Arbeitsleistungen, Patente), und K 69 vom 05.01.24;
nicht angegebene Geschenke an Dritte (Geschenke des Erblassers an Dritte (bis dato 
bekannt: monatliche Zahlungen an den Enkel Rafael Wehner-Fleischberger, ab Februar 
2012 von der Gegnerin selber vorgenommen, da der Erblasser kein Konto mehr gehabt hat, 
insgesamt ca. 6000€).

Dass das einzige angegebene Geschenk, die Immobilie in Wetzbach 34 in 64673 
Zwingenberg war entgegen deren Angaben nicht sanierungsfällig sondern hochwertig saniert
an diese verschenkt worden- war die schriftliche Zeugenaussage vom 13.10.23 erhalten;
die Zahlungen, mit der die Gegnerin diese Immobilie belegt, sind konstruiert- Zeugenbeweis 
zu der Behauptung der Gegnerin Grundschulden auf der Immobilie in Höhe von € 
101.232,21 bezahlt zu haben am 15.07.22; Zeugenbeweis, dass die Gegnerin vor Ehe mit 
dem Erblasser unbemittelt war und ihm vor Schenkung der Immobilie keine 150.000€ 
gegeben haben kann am15.07.22;
dass die Grundschulden nicht mehr valutierten und zu ausgleichspflichtigen 
Eigentümergrundschulden geworden waren- am 04.10.22 (Grundbuchauszug);
entgegen der erbrechtlichen Auskunft war der Hausrat nicht 30 Jahre alt, sondern neu und 
hochwertig- im Schriftsatz vom 24.05.22, Zeugenbeweise;

Der letzte Urkunden- und Zeugenbeweis war am 05.01.24 im Beschwerdeverfahren 
eingereicht worden.
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In der am 16.08.2024 erhobenen Klage am AG Spandau war erstmals für die Tatsache, dass
die Gegnerin die als Geschenk angegebene, aber mit Suggestion der Sanierungsfälligkeit, 
der Zeugenbeweis angetreten worden, in Person des langjährigen Nachbarn, eines 
Bauingenieurs und auch die Herausgabe des Verkaufsexposes beantragt. Noch während der
Klage war versucht worden, in die örtliche Bauakte Einsicht (immerhin gab es ja einen 
Erbschein seitens der Mutter der Ast und zeitweilig auch Miteigentümerin der Immobilie) zu 
nehmen, um zu sehen, ob dort ein schriftlicher Beweis zu Sanierungsmassnahmen geführt 
werden kann. Da weiterhin die Gefahr bestand, das sich im Ergebnis auf das einzige von der
Gegnerin angegebene Geschenk, eben diese Immobilie konzentriert wird, und somit der 
wahre Wert zu beweisen ist. Auch hier war wieder ein Pkh Verfahren nötig, in dessen Verlauf
die Bauamtsleiterin erklärte, dass in der Bauakte keine Sanierungsmassnahmen 
festgehalten sind.

Beweis: Schreiben der Leiterin Bauarchiv Kreis Heppenheim über das VG Darmstadt 
vom 04.09.24, K 95

Dergleichen war u.A. wegen erbrechtlichem Betrug Strafanzeige gestellt worden. Am 
23.10.25 hat die Bf dort nachgefragt und zur Antwort erhalten, dass Ermittlungen 
aufgenommen wurden, die Akte aber unterwegs sei.

Beweis: Schreiben der StA vom 24.10.25, K 96

Außer dass der Erblasser ohne einen Cent gestorben war, die Gegnerin die Immobilie 
Wetzbach 34, 64673 Zwingenberg geschenkt bekam, der spätere Erblasser ab Februar 
keine Konto, Zugang mehr hatte, eingeschränkt Kosten Beerdigung und Grabpflege stimmt 
an der erbrechtlichen Auskunft der Gegnerin nichts.

Die Gegnerin hat wahrheitswidrig und besonders arglistig bewußt falsch und unvollständig 
Auskunft erteilt mit dem Ziel bei ca. 4 Mio€ möglichst keine Pflichtteilsansprüche in Höhe von
12,5% zahlen zu müssen.

Im Ergebnis musste die Bf alles Wesentliche selber recherchieren.

Die menschenrechtlichen Normen der UN-BRK sind geltendes Recht 
(Bekanntmachung des Inkraftretens im BGBK 2009, S. 818). Den 
Rechtsanwendungsbefehl sieht das BVerfG aufgrund Art 59 Abs. 2  iV Art 20 GG, 
dieser richtet sich an alle Stellen der vollziehenden und rechtsprechenden Gewalt 
richtet (BVerfGE 59, 63 (90); 63 343 (355); 77 170 (210; 90, 286 (364); 104, 151 
(209).
Ob die menschenrechtliche Norm für die unmittelbare Anwendung geeignet ist, muss
im Wege ihrer Auslegung ermitteln werden und hängt von ihrer inhaltlichen 
Bestimmtheit ab (Aichele, Die UN-BRK in der gerichtlichen Praxis, AnwBl 10/2011, S 
728).

„Die Anwendbarkeit mangels Bestimmtheit zu verneinen, kann im übrigen auch 
deshalb nicht überzeugen, weil ansonsten das Fakultativprotokoll zur UN-BRK, in 
dessen Zuge ein Fachgremium Sachverhalte am Massstab der Konvention 
entscheiden, keinen Sinn machen würde“ (ebd. S. 730).
„Die Divergenzen innerhalb der deutschen Rechtssprechung in Bezug auf die Stellung und 
Bedeutung der UN-BRK, insbesondere die Abweichung von der verfassungsgerichtlichen 
Praxis sind besonders auffällig  und verwundern angesichts der immer wieder aufbereiteten 
und über ständige Rechtssprechung gefestigten Grundaussagen des BVerfG zur Geltung 
und Anwendbarkeit völkerrechtlicher Normen (Gorgülü Entscheidung, BVerfG Beschluss 
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vom 14.10.2004 2 BvR 1481/04=BVerfGE 111, 307-332). Bei der Frage, ob und wie 
menschenrechtliche Normen im innerstaatlichen Bereich anzuwenden sind, geht es 
tatsächlich nicht um ein Theoretisieren über randständische Rechtsphänomene, sondern es 
sind die staatsrechtlichen Grundlagen dieser Rechtsordnung und damit in den Blick geraten, 
die den Umgang der Behörden und Gerichte mit menschenrechtlichen Normen auch bei 
Sachverhalten leite, in denen es um elementare Fragen der Gleichstellung behinderter 
Menschen, bisweilen auch um menschenrechtlich hoch sensible Bereiche geht. Hier hilft nur 
eine verfassungsgerichtliche Klärung. Anwaltliche Hinweise auf entsprechend anhängige 
Verfahren vor dem BVerfG nimmt die Monitoring Stelle gerne entgegen.“ (ebd.)

Nach Meinung der Bf liegt keine Kollision vor, weil ausweislich BGH, Urteil vom 10.03..2010 
– IV ZR 264/08, openJur 2011, 120602 die Umkehr der Beweislast bei Arglistigkeit in Frage 
kommt

9.   Nachtrag zur Beweisvereitelung der erbrechtlichen Gegnerin  

Zudem hat die Gegnerin auch Beweisvereitelung begangen. Und der Bf schuldhaft die 
Möglichkeit verhindert oder erschwert, über einen prozesserheblichen Umstand Beweis zu 
erheben. Die Rechtssprechung stuft die Beweiserleichterungen hierbei danach ab, inwiefern 
der Gegenpartei unter Berücksichtigung des Grades des Verschuldens der vereitelnden 
Partei eine Beweisführung zuzumuten ist. Dies kann etwa zu einer Erleichterung der 
Darlegungslast, zur Annahme eines Anscheinsbeweises oder in schwerwiegenden Fällen 
auch zur bereits genannten Beweislastumkehr führen.

Ausweislich BGH, Urteil vom 23. 11. 2005 - VIII ZR 43/05, NJW 2006, 434 (436) Rn 23:
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs liegt in Anwendung des 
Rechtsgedankens aus §§ 427, 441 Abs. 3 Satz 3, 444, 446, 453 Abs. 2, 454 Abs. 1 ZPO und
§ 242 BGB eine Beweisvereitelung vor, wenn eine Partei ihrem beweispflichtigen Gegner die
Beweisführung schuldhaft erschwert oder unmöglich macht. Dies kann vorprozessual oder 
während des Prozesses durch gezielte oder fahrlässige Handlungen geschehen, mit denen
bereits vorhandene Beweismittel vernichtet oder vorenthalten werden. Das Verschulden 
muss sich dabei sowohl auf die Zerstörung oder Entziehung des Beweisobjekts als auch auf 
die Beseitigung seiner Beweisfunktion beziehen, also darauf, die Beweislage des Gegners in
einem gegenwärtigen oder künftigen Prozess nachteilig zu beeinflussen. Als Folge der 
Beweisvereitelung kommen in solchen Fällen Beweiserleichterungen in Betracht, die unter 
Umständen bis zur Umkehr der Beweislast gehen können (z.B. Urteil vom 9. November 1995
– III ZR 226/94, WM 1996, 208 unter B II 2, insoweit in BGHZ 131, 163 nicht abgedruckt; 
Urteil vom 17. Juni 1997 – X ZR 119/94, WM 1998, 204 unter I 4 b; Urteil vom 27. 
September 2001 – IX ZR 281/00, WM 2001, 2450 unter II 2 a; Urteil vom 23. September 
2003 – XI ZR 380/00, WM 2003, 2325 unter II 1 a, jew. m.w.Nachw.).

Die Rechtsprechung gewährt dann im Rahmen ihrer freien Beweiswürdigung (§ 286 ZPO) 
Beweiserleichterungen bis hin zur Beweislastumkehr. Ausweislich BGH NJW 2002, 825 IX 
ZR 281-00,  BGH NJW 2002, 825 (827):
a) Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs kommen Beweiserleichterungen bis 
hin zur Umkehr der Beweislast in Betracht, wenn jemand einen Gegenstand vernichtet oder 
vernichten läßt, obwohl für ihn erkennbar ist, daß jenem eine Beweisfunktion zukommen 
kann, oder er dem Gegner auf sonstige Weise die Beweisführung schuldhaft unmöglich 
macht (BGH, Urt. v. 15. November 1984 - IX ZR 157/83, ZIP 1985, 312, 314; v. 1. Februar 
1994 - VI ZR 65/93, NJW 1994, 1594, 1595). Eine entsprechende Regelung hat § 444 ZPO 
für bestimmte Fälle der Urkundenbeseitigung ausdrücklich getroffen. Dem darin enthaltenen 
Rechtsgedanken hat die höchstrichterliche Rechtsprechung einen allgemeinen 
beweisrechtlichen Grundsatz entnommen. Wer entgegen einer ihm obliegenden 
Rechtspflicht dem Gegner die Benutzung von zur Beweisführung benötigten Unterlagen 
schuldhaft unmöglich macht, darf im Rechtsstreit aus einem solchen Verhalten keine 
beweisrechtlichen Vorteile ziehen (BGH, Urt. v. 15. November 1984, aaO; v. 1. Februar 
1994, aaO). 
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Ausweislich BGH NJW 2004, 222 XI_ZR_380-00,  BGH NJW 2004, 222:
a) Eine Beweisvereitelung liegt vor, wenn jemand seinem beweispflichtigen Gegner die 
Beweisführung schuldhaft erschwert oder unmöglich macht. Dies kann vorprozessual oder 
während des Prozesses durch gezielte oder fahrlässige Handlungen geschehen, mit denen 
bereits vorhandene Beweismittel vernichtet oder vorenthalten werden. Eine Be-
weisvereitelung kann aber auch in einem fahrlässigen Unterlassen einer Aufklärung bei 
bereits eingetretenem Schadensereignis liegen, wenn damit die Schaffung von 
Beweismitteln verhindert wird, obwohl die spätere Notwendigkeit einer Beweisführung dem 
Aufklärungspflichtigen bereits erkennbar sein mußte (BGH, Urteil vom 15. November 1984 - 
IX ZR 157/83, WM 1985, 138, 139 m.w.Nachw.). Der Bundesgerichtshof läßt in solchen 
Fällen Beweiserleichterungen zu, die unter Umständen bis zur Umkehr der Beweislast gehen
können (BGH, Urteil vom 17. Juni 1997-X ZR 119/94, WM 1998, 204, 206 m.w.Nachw.). Der 
subjektive Tatbestand der Beweisvereitelung verlangt einen doppelten Schuldvorwurf: Das 
Verschulden muß sich sowohl auf die Zerstörung bzw. Entziehung des Beweisobjekts als 
auch auf die Beseitigung seiner Beweisfunktion beziehen, also darauf, die Beweislage des 
Gegners in einem gegenwärtigen oder künftigen Prozeß nachteilig zu beeinflussen (BGH, 
Urteil vom 24. Juni 1975 - VI ZR 72/74, VersR 1975, 952, 954; BGH, Urteil vom 1. Februar 
1994 - VI ZR 65/93, NJW 1994, 1594, 1595; Musielak/Foerste, ZPO 3. Aufl. § 286 Rdn. 65; 
MünchKomm/Prütting, ZPO 2. Aufl. § 286 Rdn. 81; Baumgärtel, Festschrift W. Kralik S. 63, 
70).

Die Bf hat schon zur verzögerten, arglistigen Auskunft und dass sie alles selber 
recherchieren musste vorgetragen. Darüber wurde sich um folgende gescheiterte 
Beweissicherungsversuche bemüht:

Pkh Verfahren Az. 80 O 6/22, Beschwerde und Gehörsrüge 19 W 138/23, 
Klage u. Verfügungen am AG Spandau, Az. 13 C 231/24. 
Pkh Verfahren Az. 51 O 170/25, Beschwerde und Gehörsrüge 19 W 139/25,

Verschwundenes Geldvermögen
Kontendaten Erblasser und Alleinerbin
Sparkasse Bensheim, Bahnhofstr. 30/32, 64625 Bensheim 
AG Bensheim
Az. 6 C 719/22 (16)

dergleichen
UniCredit Bank AG, Arabellastraße 12, 81925 München
AG München
Az. 211 C 10104/23

Basler Kantonalbank, Aeschenvorstadt 41, 4051 Basel, Schweiz
Zivilgericht Basel-Stadt
Az. 70ez AR 52/24

Verschwundene Rente und andere Zahlungen
Deutsche Rentenversicherung Bund, 10704 Berlin
SG Berlin
Az. S 13 R 174/24 ER PKH

Wüstenrot Bausparkasse AG, W&W-Platz 1, 70806 Kornwestheim
AG Ludwigsburg
./. Wüstenrot
7 C 13/25

Erbschafts-, Schenkungssteuer, u. Steuerdaten
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Erblasser, Alleinerbin, Firmen
Finanzamt Spandau, Nonnendammallee 21  ,   13599 Berlin  
FG BB
Az. 16 V 16150/23

Finanzamt Darmstadt, Soderstr. 30, 64283 Darmstadt
FG Hessen
Am 26.01.24 erklärte die Ast, PKH Antrag auf Klage  war am 31.12.23 per Fax geschickt (3 V
1369/23) und die Unterlagen sodann per Post nachgereicht- hierfür wurde eine neues Az 3 K
14/24 erteilt.

Sanierungsmassnahmen Immobilie (wurden nicht beim Bauamt hinterlegt)
Kreis Bergstraße, Der Kreisausschuss, Bauaufsicht und Umwelt, Graben 15, 64646 
Heppenheim
VG Darmstadt
Az. 2 L 1885/24.DA

10. Für den Fall der Arglistigkeit wird der folgende unechte Hilfsantrag gestellt: ein 
Schmerzensgeld zu zahlen, das in das Ermessen des Gerichts gestellt wird (nebst 
Zinsen von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinnsatz seit Rechtsanhängigkeit).

Der Begriff der Arglist durch Kategorisierung arglistigen Verhaltens in § 123 BGB 
(Anfechtung wegen Arglist oder Drohung), Staudinger, 16. Auflage, 2017:

Rn. 104
Nach Anfechtung Vertrag wegen arglistiger Täuschung kommt gleichzeitig ein 
Schadensersatzanspruch wegen vorvertraglicher Pflichtverletzung gem. §§ 280 Abs 1, 241 
Abs 2 iVm 311 Abs 2,3 BGB in Betracht. Diesen Anspruch kann der Getäuschte auch noch 
nach erklärter Anfechtung geltend machen.

Rn. 105
Unerlaubte Handlung
Mit Anfechtungsrecht nach § 123 BGB konkurriert häufig auch ein Schadensersatzanspruch 
aus unerlaubter Handlung insbesonders aus §§ 823 (Eigentum) Abs 2 iVm 240 d, 263 StGB, 
§ 826 BGB (vorsätzliche sittenwidrige Schädigung)

Ein Schmerzensgeld wegen einer Pflichtverletzung nach § 280 BGB ist grundsätzlich 
möglich.

Voraussetzung ist, dass der immaterielle Schaden auf der Verletzung eines absolut 
geschützten Rechtsguts (Leben, Körper, Gesundheit oder Freiheit) beruht.

Die Gegnerin war zur Auskunft nach Treu und Glauben verpflichtet. Diese Pflicht wurde 
vorsätzlich und arglistig verletzt.

Die Pflichtverletzung muss kausal zu dem konkreten Gesundheits- oder Körperschaden 
geführt haben.

Behinderte Personen sind hier schon vulnerabel.

Um Schadensersatz nach § 826 BGB geltend zu machen, müssen folgende 
Voraussetzungen kumulativ vorliegen: Sittenwidriges Verhalten: Das Handeln verstößt 
gegen das Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden. Eine arglistige Täuschung ist 
eine klassische Fallgruppe der Sittenwidrigkeit.
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Vorsatz: Der Täuschende muss die Unwahrheit seiner Angaben (oder das Verschweigen 
einer offenbarungspflichtigen Tatsache) kennen und billigend in Kauf nehmen, dass der 
Getäuschte dadurch einen Schaden erleidet. 

Ein Anspruch auf Schmerzensgeld wegen einer arglistigen Täuschung nach § 826 BGB 
(sittenwidrige vorsätzliche Schädigung) ist rechtlich möglich, setzt aber voraus, dass die 
Täuschung so schwerwiegend ist, dass sie das allgemeine Anstandsgefühl verletzt, und 
konkrete Gesundheits- oder Körperschäden daraus resultieren. Voraussetzungen des § 826 
BGB. Um Schmerzensgeld nach dieser Norm erfolgreich geltend zu machen, müssen 
kumulativ folgende Punkte vorliegen.

Besondere Sittenwidrigkeit: Die Täuschung muss außergewöhnlich verwerflich sein. Das ist 
der Fall, wenn der Schädiger bewusst und planmäßig die Lage des Opfers ausnutzt.

Vorsatz: Der Täter muss vorsätzlich gehandelt und den Schaden gewollt oder billigend in 
Kauf genommen haben.

Ein Schmerzensgeld nach § 826 BGB wird grundsätzlich nur zugesprochen, wenn die 
arglistige Täuschung zu einer Verletzung des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder der 
sexuellen Selbstbestimmung geführt hat. Z.B. die Täuschung löst nachweisbare psychische 
Erkrankungen (z. B. schwere Depressionen, Panikattacken, Angstzustände) oder einen 
Schockschaden aus.

Auch greift bei einer arglistigen Täuschung im Vertragsverhältnis primär § 123 BGB in 
Verbindung mit § 823 Abs. 2 BGB (Schadensersatz wegen Verletzung eines 
Schutzgesetzes, z. B. Betrug nach § 263 StGB). Auch hierüber lässt sich ein 
Schmerzensgeld bei erlittenen Gesundheitsschäden begründen.

Durch den abnormen Stresses hat ausweislich Befundberichte nachweislich eine erhebliche 
Verschlechterung des Gesundheitszustands eingestellt:

Spätestens ab Herbst 2025 hatte sich der Gesundheitszustand der Bf erheblich 
verschlechtert.

In der gefertigten ärztlichen Verordnung zur Vorlage am SG wird der ausgeprägte 
Schwächezustand bestätigt. 

Beweis: Begründung der Hausärztin zur Verordnung von L-Carnitin wegen 
fortwährendem Schwächezustand und Erschöpfung vom 03.09.25, K 97

Zuletzt wurde die befristete Rente in eine Dauerrente umgewandelt..

Der am 07.05.26 von der Hausärztin der Klägerin ausgestellte Befundbericht zur 
Verlängerung der vollen Erwerbsminderungsrente listet mittlerweile neben der bereits aus 
dem Verfahren bekannten schweren Fatigue und chronische Schmerzen (u.a. erfüllte 
Leitsymptome aus der Diagnose des Ehlers-Danlos Syndrom vom 27.01.20) folgende 
Symptome: starke Erschöpfung und Brainfog, Probleme Kognition (Gedächtnis, 
Aufmerksamkeit, Konzentration, Orientierung).

Beweis: Anschreiben und Befundbericht an die DRV vom 07.05.26, K 98

Daher wurde am 20.05.26 die befristete volle Erwerbsminderungsrente in eine Dauerrente 
umgewandelt.

Beweis: Bescheid DRV vom 20.05.26, K 99
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Zum Bestimmtheitsgebot des  §253 ZPO wird ausgeführt, dass ein unbezifferter Antrag aus 
Gewohnheitsrecht zugesprochen werden kann (VersR 2020, 326; OLG Ffm NJW 1960, 390).

Es wird ferner darauf verwiesen, dass es sich hier um einen (neuen) Anspruch handelt, der 
auf der besonderen Gewährleistungspflicht auf Teilhabe am Familienvermögen und 
Arglistiger Auskunft des Auskunftsverpflichteten beruht. 

Die Bf würde einen Prozentsatz in den Raum stellen, weil je höher der Schaden, desto 
aufwändiger die Durchsetzung für den Behinderten. Zudem soll eine Präventivfunktion davon
ausgehen, also ein solcher Betrug nicht mehr stattfinden. Man dürfte wahrscheinlich um die 
10 Prozent ansetzen.

Birgitta Wehner, Bf
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